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Deutsche Männer und Frauenl
us meinem Amt als Neichspräsidentund aus der Tatsache, daß ichals hochbetagterMann einen verhältnismäßig

A großen Abschnitt deutscher Geschichte miterlebt habe, folgere ich die Berechtigung,heute, am Abschlußeines

Z
schicksalsschwerenJahres, wenige, aber treugemeinte Worte an Sie zu richten, um Ihnen zuf helfen, die Not der

eit zu tragen.

Ich bin mir voll bewußt,welche gewaltigen Opfer von jedem von uns verlangt werden, damit wir es versuchen können,
durch eigene Kraft die gegenwärtige Notzeit zu überwinden. Dein deutschen Volke sgebiihrtausrichtigsterDank und
hohe Anerkennung für die bisher bewiesene Opferbereitschaftund für die Geduld, mit der es in Erkenntnis der harten
Notwendigkeitalle Leiden und alle Lasten getragen hat. Das sei hier zuerst bemerkt.
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Aber die Größe dieser Opfer, die wir bringen, berechtigtuns dem Auslande gegenüber gleichzeitig zu der Forderung,
steh unserer Gesundung nicht durch Zumutung unmöglicherLeistungen entgegenzustellen. Auch in der Abrüstungsfrage
darf Deutschland sein gutes Recht nicht vorenthalten werden. Unser Anspruch auf gleiche Sicherheit ist so klar, daß er

nicht bestritten werden kann.

Unwillkiirlichdenke ich zurückan Tannenberg Unsere Lage war damals gleichfalls schwierig. Sehr gewagte Entschlüsse
mußten gefaßtund hoheAnforderungen an die Truppe gestellt werden, uin des Erfolges nach Möglichkeitgewiß zu sein.
Da mag mancherinnerlich Bedenken gehegt haben, aber das Band gegenseitigen Vertrauens, treuer Kameradschaft, inniger
Vaterlandsliebe und der Glaube an uns selbst hielten uns fest zusammen, so daß die Entscheidung nach mehrtägigem,
heißemRingen zu unseren Gunsten aussiel.

Auch«heute rufe ich,abermals in ernster Zeit, und zwar ganz Deutschland, auf zu gleicher treuer schicksalsverbundener
Einigkeit. LassenSie uns Hand in·Hand unverzagt der Zukunft mit ihren sorgenschweren Entscheidungen entgegengehen.
Möge keiner dem Kleinmut unterliegen,sondern jeder unerschütterlichenGlauben an des Vaterlandes Zukunft behalten.
Gott hat Deutschland schon oft aus tiefer Not errettet; er wird uns auch ietzt nicht verlassen!

Und nun wünscheich dem deutschen Volke in seinerGesamtheit und jedem einzelnen Deutschen aus vollem, treuem

Herzen seingesegnetes Neues
»
Jahr .

Der Bericht des Beratendeii Sonderausschusses
Von Professor Dr. Friedrich Raab, Dresden

Am 22s Pezembet 1951 unterzeichnete der auf Antrag der
deutschen Regierung einberufene, sogenannte ,,Beratende Sonder-
aussch«uß«der Bank für Jnternationale Zahlungen den von ihm nach
den Bestimmungen des ,,Neuen Planes« zu erstattenden Bericht.
Dieser soll als Unterlage für die aller Voraussicht nach noch im Laufe
des Januar 1932 zusammentretende Regierungskonferenz dienen.
Kenntnis-und kritische Würdigung seines wesentlichen Inhaltes sind
darum von hervorragendem reparationspolitischem Interesse. Sie er-

fordern aber Berücksichtigungder Vorgeschichte und der durch den

,,Neuen cPlan« für die Tätigkeit des Beratenden Sonderausschusses
geschaffenen rechtlichen Bestimmungen.
. Als der Präsident der Vereinigten Staaten von.Amerika, Hoover,
in seiner Botschaft vom 2»0.Juni 1931 vorschlug, Deutschland einen

Zahlungsausschub für seine Reparationszahlungen zu bewilligen,
wurde vielfach angenommen, daß damit zum mindesten praktisch der

,,Neue Plan« außer Kraft gesetzt werde. Es gelang jedoch der fran-
zösischenRegitzrunz die Ausführung des Hooverschen Vorschlages
auf einen einjährigen Zahlungsaufschub zu beschränkenund oben-
drein in eine Form zu kleiden, welche formell die Geltung des Neuen

Planes unangetastet li"eß.«Alle Bemühungen, die unumgänglichen
Verhandlungen zur Regelung der deutschen Reparationsverpflich-
tungen nach Ablauf des ,,Hooverjahres«außerhalb der Bestimmungen
des Neuen Planes durchzuführen, scheiterten in dein Widerstand
Frankreichs. Deutlich wurde dies durch das ,,gemeinsame Commu-

niqu6« des Präsidenten Hoover und des französischenMinisterpräsis
denten Taval vom 25. Oktober 1931. Jn diesem wurde zwar aner-

kannt, daß vorAblauf des Hoovermoratoriums irgendein Abkommen
darüber notwendig sein dürfte, durch das die Periode geschäftlicher
Depression überbrückt wird, über dessen Einzelheiten und Bedin-

gungen jedoch die beiden Regierungenlalle Vorbehalte machten. Die

Initiative hierfür sollte baldigst von den europäischen Mächteners
griffen werden, die im Rahmen der vor dem Hooverjahre bestehenden
Abkommen hauptsächlichbeteiligt sind. Nachdem klargestellt war, daß
der erste Schritt nur im Rahmen des Neuen Planes geschehenkonnte

und dieser als einzigen Weg für die Einleitung von Revisionss
verhandlungen einen Antrag der deutschen Regierung auf Ein-

berufung des sogenannten Beratenden Sonderausschusses bei der

Bank für Jnternationale Zahlungen in Basel vorsah, entschloßsich
die deutsche Regierung dazu, am 19. November .19Zl in einem den

beteiligten Stellen überreichten »Memorandum« den entsprechenden
Antrag zu stellen. Nach dem Neuen Plane soll der Ausschuß nach

seiner Einberufung unverzüglich die Umstände und Verhältnisse
untersuchen, die eine Tage geschaffenhaben, in der nach Ansicht
Deutschlands seine Währung und sein Wirtschaftsleben durch
weiteren Transfer des aufschiebbaren Teiles der Jahreszahlungen
ernsthaft gefährdet werden können. Der Ausschuß soll sichaber mit

dem nicht aufschisebbaren Teil der Jahreszahlungen nicht befassen.
Wohl aber soll er in eine gründliche Prüfung der Lage Deutschlands
hinsichtlich der unter dem Neuen Plan ihm obliegendenVerpflich-
tungen eintreten und alsdann den Gläubigerregierungen und«der

Bank für Jnternationale Zahlungenzur· Erwägungunterbreiten,
welche Maßnahmen nach seiner Ansicht hinsichtlich der Anwendung
des Neuen Planes ergriffen werden sollten. Der Ausschuß soll dabei

aber nur in rein beratender Weise tätig werden.
«

Die deutsche Regierung hat in ihrem Memorandum zwar die im

Neuen Plan vorgeschriebene Erklärung über die mit dem Transfer
des aufschiebbaren Teiles der Reparationszahlungen verbundene Ge-

fahr abgegeben, aber hinzugefügt, daß diese Erklärung der gegen-

wärtigen Sachlage nicht gerecht werde. Seit der Aufstellung des

2

Neuen Planes sei die wirtschaftliche und finanzielle Lage in der

Welt, insbesondere in Deutschland, durch eine Krise ohnegleichen von

Grund auf geändert. Da der Neue Plan dem Beratenden Sonder-

ausschuß die Ausgabe zuweise, die Lage unter allen Gesichtspunkten
«-

zu prüfen; müsse der Ausschuß das Problem in seiner Gesamtheit
und unter Berücksichtigungaller seiner Faktoren prüfen und hierbei
insbesondere die Frage der privaten Verschuldung Deutschlands be-

rücksichtigen.Die französischeRegierung erhob gegen diesen Wunsch .

der deutschen Regierung auf Ausdehnung des Beratungssioffes des.

Sonderausschusseszwar formell keinen Einspruch, bemühte sich aber

ihrerseits;auf die Arbeiten des Ausschusses in dem Sinne einer mög-
lichsten Beschränkungseiner Tätigkeit auf die geschütztenJahres-
zahlungen einzuwirken.

Der vorliegende Bericht versucht, diesen einander widerstrebenden
Wünschen der Hauptbeteiligten möglichstgleichmäßig zu entsprechen.
Er ist nach zweiwöchigerBeratung, zum Teil in Unterausschüssen,
schließlichvon den elf Mitgliedern des Ausschusses (je einem Ver-
treter Deutschlands, der sechs hauptsächlichstenReparationsgläubiger-
länder und vier Vertretern im Weltkriege neutraler Länder, darunter

allerdings auch Jugoslawien) einstimmig unterzeichnet worden.

Längere Zeit hatte es so geschienen, als ob entweder überhaupt keine

Einigung erfolgen würde, oder doch nur um den Preis eines voll-

ständigen Verzichts auf jede praktisch brauchbare Schlußfolgerung.
Die folgende Darstellung und Würdigung des wesentlichsten Jn-

halts des Berichts beschränktsich auf dessen eigentlichen, verhältnis-
mäßig kurzen Text, weil die umfangreichen Anlagen des Berichtes
zur Zeit noch nicht veröffentlicht sind» aber wohl auch nur Er-

läuterungen und Begründungen, nicht jedoch reparationspolitisch Be-

deutsames enthalten werden.
Der erste Teil des Berichtes schildert die Gesamtlage

Deuts chlaiids. Diese Darstellung geht von der Weltdepression
aus, durch die jedes Land erschüttert worden sei, deren Wirkungen
aber in Deutschland wie auch in einigen anderen Ländern Mittel-
und Osteuropas verheerend wären. Nach einer Schilderung der deut-

schen Auslandsverschuldung und der besonderen Empfindlichkeit,
welche die umfangreichen kurzfristigen Auslandsverbindlichkeiten
hervorgerufen haben, versucht der Bericht, Deutschlands
Zahlungsbilanz für das Jahr 1931 zu schätzen:

Schätzung der deutschen Zahlungsbilanz füt 1951 in Millionen

Reichsmark:

Exportüberfchuß für das

Jahr (geschätzteinschließ-
lich Dienstleistungen und

Sachlieferungen) . . . Zooo

Inanspruchnahme der aus-

wärtigen Reserven deut-

scher Banken . .
, iZoo

Rediskonti und andere
Kredite (einschließlichder
Kredite von den Zentral-
bankeii und der B. J. Z.) 1200

Von der Gold- usw. Re-

serve der Reichsbank
entnommen. . . . . i700

7200 7200

Von den fast fünf Milliarden Kapitaliabzügen entfallen 2,9 Mil-
liarden auf kurzfristige Kredite, welche bis zum Juli 1931 abgezogen

Reparationen bis zum
30.Juni . . . . . 800

s

Zinsen und normale Til-

gung auf Deutschlands
auswärtige Verbindlich-
keiten (geschätzt). . . 1500

Saldo: abgezogenes Ka-

pital . . . . . . 4900

..,..

«

.

.
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wurden. Jn den folgenden vier Monaten find weitere 1,7 Millionen
Reichsmark abgezogen worden, da das nach der «Julikriseabge-
fchlosseneStillhalteabkommen dennoch die Zurückziehunggewisser
Kredite gestattete. Die Bilanz ergibt, daß die außerordentlichen

Kapitalrückzahlungenzum allergrößten Teil nur durch außerordent-
llche Mittel ermöglicht wurden, welche in Zukunft auch nur an-

näliernd in solchem Maße nicht mehr zur Verfügungstehen, obwohl
noch über 10 Milliarden kommerzielle Kredite, insbesondere kurz-
fkistiger Art, fortbestehen. Die Bilanz zeigt ferner,·daß der gewaltige
deutscheExportüberschußvon drei Milliarden Reichsmarkbei »Fort-
dauer der Reparationszahlungen nach dem youngplan nicht«einmal
ausgereicht hätte, diese und die Zinsen und ordentlichenTilgungss
beträgeder deutschen Auslandsschulden zu decken.Mit vollem Recht
llebt der Bericht außerdem eine Reihe von Umstandenhervor, welche
in der Zukunft einem so hohen deutschen Ausfuhrüberschußentgegen-
stehen. Mit besonderer Betonung wird schließlichder Druck hervor-

gehoben, den die Kapitalentziehungen auf die Reichsbankreserven und

damit die deutsche Währung ausgeübt haben.

«

Die weitere Besprechung der Reichsbank weist san den

Rückgangihrer Gold- und Devisendeckunghin. Die Tatsache, daß der

Notenumlauftrotz verringerter Wirtschaftstätigkeitund Maßnahmen
ZUV Verknappung des Goldumlaufs höher ist als im VorJahre«,wird

TM Recht auf eine Verminderung der Umlaufsgeschwindigkeit und

Uns gewisse Neigung zur Notenhamsterung zurückgeführt.

Die Schilderung der inneren Verhältnisse der deutschen W irt ·

schaft geht davon aus, daß Deutschland zum Schutzedes Reichs-
markkurses und des Ausfuhrmarktes Lohns und preisniveau ziel-I
bewußt gesenkt habe. Die Einschränkung der Jndustrieproduktion
Um ein volles Drittel innerhalb dreier Jahre das Anschwellender

Zahl der Arbeitslosen (o.hne die Kurzarbeiter, auf fast ein Viertel
der gesamten Arbeitnehmerschaft,·die schwere, wenn nicht untragbare
Verschuldungder Landwirtschaft und die drückende Belastung der

Industrie durch die gesteigerten Zinssätze werden als Ursachen der

gegenwärtigen Wirtschaftsschrumpfung zutreffen-d geschildert.

·

Bei der Darstellung des öffentlichen Haushalts werden

die.Etats von Reich, Ländern und Gemeindennach dem Vorbild der

Reichsfinanzstatistikzusammengefaßt,der Rückgang der Einnahmen
trotz der vorgenommenen Steuererhöhungen unid die durch die Wirt-

schaftsnot bedingte Steigerung der Ausgaben trotz umfassender Spar-
maßnahinen geschildert. Dabei unterläßt es auch dieser Bericht gleich
allen früheren ausländischen Beurteilungen der deutschen Finanz-
lage«nicht, auf »die Verringerung der inneren Schulden durch »die Jn-
flaiton hinzuweisen. Er betont allerdings auch, daß die Reichs-
kegierung in den Haushaltsplan für 1932 eine beträchtliche Summe
für die Tilgung ihrer kurzfristigen Schulden zur Abdeckung des Fehl-
betragesfrüherer Jahre habe einstellen müssen,weil sie sich gegen-
wartig zur Abdeckungihrer fällig werdenden kurzfristigen Verpflich-
tungen nicht auf neue Kredite verlassen könne. Von ganz besonderer
Bedeutung aber ist die Feststellung des Ausschusses, »daß die

Steuerlastso groß geworden ist, daß für eine weitere Erhöhung kein
Spielraum ist.«

-

,

Die»Betrachtung der R e i ch s b a h n gip elt in der e t tellun
daß sie im fJahre«1931selbstbei Henanziehuixgihrer Regwfpefnniclst
Imstandesei, aus ihren Einnahmen die Verpflichtungen für den Re-
parationen-und Schuldendienstzu decken. Wenn einmal Deutschland
und die ubrige Welt ihr Gleichgewicht wiedergefunden hätten, und

gne normale Wirtschaftslageeingetreten sei, werde aber die im
«runde»gesundeReichsbahn bei kaufmännischerGeschäftsführungeinen mit anderenausländischen Eisenbahnunternehmungen vergleich-baren Betriebsüberschußherauswirtsrhaften.

Diese Schilderung der Gesamtlage Deutschlands ist in allen

UTIefsäilitlichenStücken zutreffend, wenngleich etwas zusammen-
os.

»
Jm zweiten Teile werden »die Umstände und Ver-

llalt»nisse««dargelegt, »die zur gegenwärtigen Lage
g e·führt ha b e n.« Dabei wird zutreffend zwischen solchen unter-

schieden,die internationaler Natur sind, und anderen, die Deutsch-
land im besonderen betreffen. Die Schilderung der Weltwirtschaftss
kUstS geht vom Rückgang der Großhandelspreise in der ganzen Welt

auf. Er habe jede wirtschaftliche Betätigung stark beeinflußt, einen

zijckgangder Kaufkraft der breiten Verbrauchermassen und damit

esne Minderung der Rentabilität der industriellen Unternehmungen,
eine bedenkliche Erwerbslosigkeit, sowie einen ununterbrochenen Ver-
fall der Börsenkurje bewirkt, dadurch den Bestand einer Anzahl von

großen Banken bedroht, hierdurch wiederum eine iallgemeine Ver-

trauenskrisehervorgerufen und die Zurückziehung von Kapital aus

anderen Ländern verursacht, wovon besonders Mitteleuropa betroffen
würde. Außer der dadurch bedingten ,,monetären«Krise sei noch
eine fplcheauf dem Gebiete der Zölle in Gestalt von Erhöhungen
der Einfuhrzölleund ianderen protektionistischen Maßnahmen hinzu-
gekommen,die nun wieder einen weiteren Rückgang des Außens
liandels zur Folge gehabt hätten.

Der Bericht lehnt es ab, auf alle Ursachen einzugehen, die dieser
tiefen Beunruhigung des Wirtschaftslebens sder Welt zugrunde liegen.
Aber einzelne dieser Erscheinungen seien eng mit seinem eigentlichen
Problem verknüpft. Jm weiteren bedient »sichder Bericht der Fest-
stellungen, die der im August 1931 in Basel versammelte Sachver-
ständigenausschußin dem sogenannten ,,Laytonbericht«»ausgesprochen
hat. Dieser Bericht stellte fest, daß »die Welt-in den vergangenen
Jahren versucht hat, zwei verschiedene sich widersprechende Prinzi-
pien zu verfolgen, indem sie die Entwicklungeines internationalen
finanziellen Systems zuließ, welches die»jährliche-Zahlung großer
Summen von Schuldner- an Gläubigerländer mit-sich bringt, dem-
gegenüber aber gleichzeitig der freien GüterbewegungHindernissein
den Weg legte.« Der neue Bericht des Beratenden Sonderans-
schusses .erklärt, daß die Lage Deutschlands die eindrucksvollste
Jllustration für dieses, svon dem Taytonbericht allgemein geschilderte
Dilemma bilde. Deutlich sei dies erst im Herbst 1929 geworden,
weil seit damals Deutschland keine Auslsandskredite mehr gewährt
wurden. Diese hatten ldie schon von dem Dawesausschuß zutreffende

·

Erkenntnis verschleiert, »daß die Zahlungen letzten Endes nur in
Gestalt von Waren geleistet werden können«. Die Versuche, die inter-
nationale Zahlungsbilanz mittels größerer Goldbewegungen auf-
rechtzuerhalten, hätten die Währungsgrundlagen vieler Länder
geschwächt.

"«

-

.

Von besonderen deutschen Verhältnissen werden die EUrsachen
der Verschuldung Deutschlands und des Anwachsen-
de s R e i ch s h a us h a l t s ausführlicher behandelt. Von den nach
der Jnflation aufgenommenen Auslandskrediten seien nach Abfluß
von 1-0,Z Milliarden Reparationszahlungen etwa 7,7 Milliarden in

Deutschland verblieben. Die in der Zeit von 1924 bis 1929 von
-

deutscher Seite auf 32,8 Milliarden geschätztenJnvestierungen (wo-
von 22,4 auf Jnvestition der öffentlichen Hand entfallen),jstammten
zwar teilweise aus Deutschlands eigenen Ersparnissen. Daß aber ein

so großer Teil des investierten Kapitals in frem den Händen sei,
mache Deutschland besonders empfindlich für finanzielle Störungen,
namentlich soweit dieses Kapital mit kurzer Kündigungsfrist zurück-
gezogen werden kann, zumal sich herausgestellt habe, daß ein erheb-
licher Teil dieser Kredite langfristig angelegt sei, die Zurückziehung
dieser Kredite also nicht nur den Wechselkurs, sondern auch die Liquis
dität der Banken selber bedrohe. .

Diese letzten Schlußfolgerungen sind sicherlich zutreffend, ob aber

die zum Teil nur auf Schätzungen beruhenden Zahlen über die
«

deutscheJnvestitionstätigkeitnicht zu hoch gegriffen sind und dadurch
den auf Deutschlands eigenen Ersparnissen beruhenden Anteil über-«

schätzen,kann hier nicht näher untersucht werden, ist aber wahr-
scheinlich. .

·

Bei der Untersuchung des Reichshaushalts wird zunächstauf das «

Ansteigen der öffentlichenAusgaben in dem Zeitraum·von 1925 bis .·

1950 hingewiesen. Dieses habe »die wachsendesteuerlicheLeistungs-
fähigkeitDeutschlands voll aufgezehrt«.Gleichzeitigin beunruhigender
Weise habe das Ansteigen eine Erhöhung der of entlichenSchulden
verursacht. Die durch die Jnflation auf einen leinen Betrag·ver-
minderten Schulden von Reich, Ländern und Gemeinden überstiegen

« «

im Jahre 1931 24 Milliarden Reichsmark.

Während auf die Kritik, welche die Politik der steigenden Aus-
gaben oft erfahren habe, einfach hingewiesenwird»geht der Bericht
auf »das System der finanziellen Beziehungenzwischendem Reich-
den Ländern und den Gemeinden«, das wir als ,,Finanzausgleich
zu bezeichnen pflegen, näher ein.

«

Von dem System der prozentualen Steuerüberweisungenwird

behauptet, daß es die Ausgabenkontrolle von derVerantwortung für
die Erhebung von Steuern zur Deckung dieser Ausgaben loslöse. Ob-

wohl die neuen Notverordnungen einen gewissen Fortschritt gebracht
haben mögen, möchte der Bericht doch annehmen, daß eine Reform
auf diesem Gebiet gute Wirkungen haben würde. Es iist dies die

»

einzige Stelle, an der der Bericht, wenngleich in vorsichtiger und all-

gemeiner Form, Wünsche für die zukünftige deutsche Finanzpolitik
ausspricht. Wenn dies auch sicherlich zum Teil darauf zurückgeführt
werden kann, daß den Ausländern die mit dem Verhältnis von Reich,
Ländern und Gemeinden in Deutschland verknüpften Probleme des

Finanzausgleichs zumeist undurchsichtig bleiben, so muß doch die

finanzpolitische Bedeutung eines die Verantwortung aller Beteiligten
wieder sichernden Finanzausgleichs anerkannt werden.

Der zweite Teil des Berichtes schließt mit einer sehr merkwür-
digen Betrachtung: Jeder Krise sei bislang ein Aufschwung gefolgt.
Künftige Möglichkeiten dürften darum nicht von der Grundlage
einer Tiefkonjunktur beurteilt werden. Alle öffentlichen Haushalte
und fast alle Eisenbahnen wiesen heute Fehlbeträge aus. »Es hieße
an der Zukunft verzweifeln, wollte man nicht annehmen, daß in

vorliegendem Falle das Gleichgewicht wieder erzielt werden könne«.
Dies gelte ,,offenbar«auch für Deutschland.

Diese Betrachtungsweise steht im schroffen Gegensatz zu den
reparationspolitischen Ansichten des ersten Teiles. Es kann ihr darum

Z
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nicht entschieden genug widersprochen werden. Denn es handelt sich
in der Welt wie in Deutschland eben nicht allein um eine wirtschaft-
liche Krise, welche sich durch die dem kapitalistischen Wirtschafts-
system eigenen Ausgleichskräfte selber zu überwinden vermag. Son-
dern durch das System der politischen Zahlungen und den auch
politisch bedingten Widerstand der Gläubiger gegen die auf die Dauer

: einzig möglixcheForm des Empfangs in Gestalt von Waren sind alle

Einrichtung n der Weltwirtschaft zur selbsttätigenÜberwindungvon

Krisen gestört. Ehe also diese politischen Störungen nicht beseitigt
sind, bleibt ein wirtschaftlicher Aufschwung unmöglich.

Der dritte Teil des Berichtes würdigt die Sondermaßnahmen,
welche die Reichsregierung seit dem Juli 1930 im Wege von Not-

verordnungen zur Überwindung der wachsenden Schwierigkeiten der

Tage ergriffen hat. Die Bemühungen um Exhöhung der öffentlichen
-Einnahmen, Senkung der öffentlichen Tasten, Senkung der Preise
jund Löhne, sStützung einer Reihe von Bankinstituten, zur Stärkung
des sGeldmarktes, zur Überwachung der Banken und Aktiengesell-
schaften, des Devisens und Kapitalverkehrs und zur Verhütung des

Zusammenbruchs des landwirtschaftlichen Kredites, vor allem im

Osten Deutschlands, werden in großen Zügen geschildert. Ein Urteil
über den Erfolg dieser Maßnahmen lehnt der Bericht ab. Wohl aber
erkennt er »den entschlossenen Willen der Reichsregierung« an, »der
Lage gerecht zu werden«.

Am wichtigsten sind die S ch l u ß f o l g e r u n g e n des vierten
Teiles. Zunächst wird eindeutig Deutschlands Berechtigung aner-

kannt, im Rahmen des »Neuen Planes« einen Übertragungsaufschub
der nach Ablauf des Hooverjahres, also ab 1. Juli 1932, fälligen
Jahreszahlung zu erklären. Darüber hinaus besagt der abschließende
Teil des Berichtes im wesentlichen folgendes:

I. Zur Kritik des ,,Neuen Planes«:

I. Ausmaß und Schwere der gegenwärtigen Krisis übersteigen
die ,,verhältnismäßig kurze Depression«,welche der ,,Neue Plan«
allein für möglich hielt und für deren Überbrückungallein er seine
»Schutzmaßnahmen«vorsah. .

2. Der ,,Neue Plan« setzt ein stetiges Anwachsen des Welt-

handels, auch dem Werte nach, voraus. In seinemRahmen hätten
die wachsenden Jahreszahlungen des Neuen Planes .»abnehmende
-..Bedeutung« gehabt. Tatsächlich ist aber der Welthandel
geschwinpr

Z. Das Fallen der Goldpreise hat nicht nur die tatsächlichen
Lasten der in Gold festgesetzten deutschen Jahreszahlungen, sondern
aller in Gold festgesetzten Zahlungen überhaupt stark erhöht.

Danach hält der Sonderausschuß den ,,Neuen Plan« im ganzen
für überholt, im einzelnen seine-Voraussetzungen für falsch, seine
Schutzmaßnahmenfür unzulänglich und seine Zahlungsforderungen
für zu hoch. Überdies haben »dieGläubiger das Versagen des ,,Neuen
Planes« nach der unausgesprochenen aber offenkundigen Ansicht des

Sonderausschusses mitverschuldet. Denn sie haben der ,,freien Güter-
bewegung Hindernisse in den Weg gelegt«, obwohl dies der Zahlung
großer Beträge von Land zugLand widerspricht und obwohl sie nach
dem »neuen Plane« zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Deutsch-
land ausdrücklich verpflichtetwaren. Daraus ergibt sich, daß eine mit

ein-
-

den Feststellungen des Sonderausschusses übereinstimmende Neu-,
regelung der deutschen Reparationsverpflichtungen im Rahmen des«
»Neuen Planes« unmöglich ist.

II. Neben dieser Beurteilung des ,,Neuen Planes« formuliert
der Bericht folgende grundsätzlichen Einsichten:

.

l. »Das deutsche Problem« ist in weitem Maße die Ursache für
die steigende finanzielle Lähmung der Welt. -

2. Transferierungen in einem Umfange, der die Zahlungsbilanz
erschütternkann, müssen das augenblickliche Chaos verschärfen.

Z. Befreiung eines Schuldners von einer untragbaren Last kann
unter Umständen den Gläubiger in seiner Eigenschaft als Schuldner
gegenüber Dritten leistungsunfähig machen. (Hiermit ist von dem

Sonderausschusseausgesprochen, daß bei einer Herabsetzung der deut-

schen Zahlungsverpflichtungen auch auf die europäischenReparations-
gläubiger Rücksichtzu nehmen ist, die zugleich Schuldner der inter-
alliierten Kriegskredite sind.)

· "

» -III. Auf der Kritik des »Neuen Planes« und diesen grund-
satzlichen Einsichten baut der Sonderausschuß die nachfolgenden
Forderungen auf:

«
l. Gemeinsam-es Handeln aller Regierungen wie es der Laytoni

bericht bereits forderte, aber noch nicht hervorrief, ist in einem viel
weiteren Maßstabe erforderlich, als dem durch die Lage Deutsch-
lands allein gegebenen.

·

2. Die Anpassung aller zwischenstaatlichen Schulden (Repara-
tionen und anderen Kriegsschulden) an die gegenwärtige Lage ist
der einzige Schritt von Dauer, der geeignet wäre, das Vertrauen
wieder herzustellen, das die sicherste Grundlage wirtschaftlicher
Stabilität und wahren Friedens ist. ,

·

Z. Es sind Schritte notwendig, um den energischen Maßnahmen,-
mit«denendie deutsche Regierung die Stabilität ihrer Währung ver-

teidigt, dauernde Wirkung zu sichern.

«

Hieraus ergibt sich: Erst eine Regierungskonserenz kann

die von dem Sonderausschußfür notwendig gehaltene Neuregelung
im einzelnen formulieren, weil diese den Rahmen des ,,Neuen
Planes« sprengen muß und damit die Befugnisse des Beratenden

Sonderausschussesüberschritte. Auf dieser Konserenz dürfen,
wiederum nach der unausgesprochenen, aber unzweideutigen Über-

zeugung des Beratenden Sonderausschusses, nicht nur«sdie Reparas
tionen behandelt werden, sondern es muß das Problem der inter-
alluerten Schulden, ja die gesamte Weltwirtschaftskrisis mitbehandelt
und im Ergebnis berücksichtigtwerden.

"

»Wennman bei der Würdigung des Basler Berichtes die Ein-

schrankungen in Betracht zieht, welcheldie Bestimmungen des »Neuen
Planes« und die Einwirkungen der französischen Regierung dem

Untersuchungsbereich und der Stellungnahme des Beratenden Sonder-
ausschusses bereiteten, so muß anerkannt werden, daß er sich seiner
schwierigen und, wie gezeigt, iin manchem Betracht geradezu wider-
spruchsvollen Aufgabe in einer für die Weltwirtschaft und Deutschland
im großen und ganzen erfreulichen Weise gewachsen gezeigt hat.
Würde der Ausschuß mehr ins einzelne gehende Vorgchlägeversucht
haben, so hätten sich diese zum Nachteile Deutschlan s in dem von

dem Ausschussseselber mit Recht verworfenen Rahmen des ,,Neuen
Planes« halten müssen.

«

Verordnungen aus Not geboren
Von Staatssekretär a. D. Dr. R. von Kühlmann

Beobachter, deren Blick durch keinerlei Parteibrille getrübt ist,
berichten aus dem Jn- und Auslande, daß das Erscheinen der großen
Notverordnung mit der gleichzeitigen Rundfunkrede des Kanzlers
in weiten Kreisen starken Eindruck gemacht hat, und daß sich all-

gemein ein Gefühl der Beruhigung und Befestigung geltend macht.
Zahlreiche Stimmen haben sich auf allen Seiten erhoben, um

Detailpunkte dieser Notverordnung zu kritisieren und Abänderungs-
wünsche zur Geltung zu bringen. Die Notverordnung und die Rede

aber —- beide gehören unlöslich zusammen — bilden einen so mar-

kanten Abschnitt in dem neueren deutschen Geschehen, daß es sich
wohl der Müshe lohnt, einen Augenblick von dem hastigen Alltags-
treiben des politischen und des Wirtschaftslebens abzusehen und von

allgemeineren Gesichtspunkten aus diesen bedeutungsvollen Akt der

Reichsregierung zu wägen und zu werten.

Verfassungsgeschichtlichbedeutet die Notverordnung einen wei-

teren Schritt im Sinne eines wirklich führenden und maßgebenden
Reichskanzlers. Kein Mensch hat einen Augenblick gezweifelt, daß
dies Brünings Verordnung sei, und steckt auch sicher Vorbereitung
und Arbeit vieler guter Köpfe in diesem schon dem Umfang und

den Materien nach großem Werke, so ist doch sicher kein auch nur

irgendwie wesentliches Detail hineinverarbeitet worden, ohne vom

Kanzler persönlich durchdacht und erwogen worden zu sein. Der

- i

fang, der auch in parlamentarischen Staaten selten ist.
Reichstag hat dem Kabinett Vollmachten delegiert in

eiBTMÜUmi’e ber-

legenheit demokratisch parlamentarischen Regimes gegenüber anderen

Formen liegt vielleicht gerade darin, daß es Macht ast unbeschränkt
delegieren kann, ohne an der eigenen Majestät S aden zu leiden.
Die fast täglich wechselnden Aspekteeiner bis in ihren Grundfesten
erschütterten wirtschaftlichen Welt nötigen zu so raschem und ent-

schlossenem Handeln, daß die Delegation der- Parlamente an die
Kabinette fast zur Regel geworden ist. Wir sehen sie in England
und in Holland, und- auch Frankreich hat den Weg des Ermächtigungs-
gesetzes für gewisse Gebiete betreten.

,

«

Brüning hat für seine Person Diktaturgedanken immer kate-

gorisch in Abrede gestellt. Es ist ihm auch bisher gelungen, stets
durch Majorität des Parlaments Anerkennung der getroffenen Maß-
nahmen unds weiteres Mandat zum Handeln nach Ermessen zu

erlangen.
-

.

«

Es ist eine interessante, wenn man will, sehr demokratische
Neuerung, daß der politische Führer des Volkes in entscheiden-den -

Momenten durch-. den Rundfunk unmittelbar zu Millionen von
s

Hörern spricht, von Hörern sowohl in Deutschlands als auch im

ganzen Ausland bis nach Übersee. Diese Erfindungen neuesten
Datums eröffnen hier Möglichkeiten,die der bisherigen Entwicklung



Ver Heimaidiensi.

fremd waren.- Vielleicht sind Entwicklungen denkbar, wel«che«an
Stelle des -altheiligen Verfahrens, durch Abstimmung Bwollmachtigte
zu wählen Und aus der Beratung dieser Bevollmächtigten unter der

. Fiktion, daß sie den Volkswillen darstellten, die Maßnahmen der

Exekutive und der Gesetzgebung herauswachsen zu lassen, neue Wege
wei en. ·

- sDiewenigen Stimmen die es bisher unternommen haben«den
politischen, das heißt den Gedankeninhaltder Notverordnung kritisch
zu zergliedern, kommen zu dem Schluß, daß die Notverordnungeinen
so tiefen Eingriff in das bisher als unantastbar geltende Gebgude
dessen, was man kapitalistische Wirtschaft zu«nennen sich gewohnt
hatte, darstellt, daß manche darin einen tödlichen Stoß gegen das

kapitalistische System selbst erblicken wollten. Es hat nicht an

Stimmen gefehlt, welche so weit gingen, zu behaupten, es seien nur

noch- Unterschiede des Grades, welche die Weltanschauung der Not-

verordnung von der des russischen Sowjetismus trennten. -

«

Wer in häufigem und regelmäßigemGedankenaustausch mit den

Völkern steht, die für unser Geld- und Kreditwesen die ausschlag-«
gehende Rolle spielen, Franzosen, Engländern, Amerikanern,wird

sich der Erkenntnis nicht verschließenkönnen, daß zwischen dem

deutschen Denken und dem der genannten Völker sehr bedeutende
Unterschiede sich entwickelt haben. Den genannten Westmachten gilt
der Konsensualkontrakt des privaten Rechtes»als· unantastbares
Heiligtum. Eingriffe des Staates in diese Sphäresind immer ver-
abscheut, und wo sie sich als. unabweisbar nötig erwiesen,der Zeit-
dauer und dem Umfang nach tunlichst beschränktworden. Jn
Deutschland ist zu allen Zeiten diesem privatkapitalistischenDenken

ein voller Tropfen tiaatsfozialistischen Oles beigemengt gewesen.
Die Suprematie des taatsinteresses über alle Kontrakte des Privat-
rechts ist zu keiner Zeit geleugnet worden, und der Kanzler tut in

seiner großen Notverordnung nichts anderes,»als diese Gedanken-
keilie fortzusetzen und stärker zu betonen. Es ist zweifellosder radi-

kalste Eingriff in bestehende Rechte, zu dem bisher ein Ordnungs-
staat im Frieden sich gezwungen sah. Außerlich»mögensolcheEin-

griffes tatsächlich dem Vorgehen revolutionarsradikalerRegierungen
ähneln, der zugrunde liegende weltanschauliche Boden ist aber ein

total entgegengesetzten Dies hervorzuhebenscheint fundamental
wichtig, um gefährlichenMißverständnissenim Jnlande »undAus-
lande vorzubeugen. Bisher hat auch im Denken derer, die lediglich
privatkapitalistisch eingestellt sind, ein Zustandstets die Staatsoninis
potenz legitimiert, jeden Eingriff zur Erreichung eines letztenZieles
erlaubt und berechtigt erscheinen lassen: der Kring Wir erleben
heute überall eine Erweiterung dieses Begriffs,. die sich nur bei uns
wegen härterer Not schärfer und deutlicher abhebt. Was der Krieg
erlaubt und notwendig macht, muß auch von den »auf·den«Krie,g
folgenden beispiellosen Notständengelten. Solche Einng fe in das

fundamentale Recht der Obligation hats auch das westli»eDenken

für den Krieg nur deshalb zugelassen, weil es sich um«einen Aus-
nahmezustand von beschränkter Dauer handelte und stillschweigend
die Voraussetzung bestand, daß nach Beendigung dieses Ausnahme-
zustandes von selbst die Herrschaft des zivilen Rechtes im ganzen
Umfang wieder auflebe. Hier liegt der fundamentale Unterschied.
Die Sowjetlehre und ihr verwandte Gedankengänge wollennach einem

abstrakten, der menschlichen Natur fremden Gedankenbilde bewußt
die Welt vollkommen umgestalten. Jhr ist die diktatorische Allmacht
des Staates nicht nur Mittel zum Zweck, sondern es ist einer der

Zweckes selbst. Der Kianzler Brüning hingegen steht bei aller Ent-

schlossenheit, vor nichts zurückzuscheuen,was die Erhaltung des

Staates verlangt, durchaus auf dem Boden der bestehenden Gesell-
schaftsordnung, ja, auf dem- Boden des westlichen Denkens, denn ihm
sind diese harten Maßnahmen nur Mittel, mit denene er außer-
gewöhnliche zeitweilige Schwierigkeiten bekäm ft, die-aus dem Chaos
des Krieges hervorgegangen sind. Daß nach berwindung des Aus-
nahmezustandes die Welt wieder unter das Zeichen des verbindlichen
bürgerlichen Rechtes trete, entspricht vollkommen seiner Grund-

anschauung, die er mehrfach kundgetan hat.
Der Schritt der Notverordnung, insbesondere in bezug aus die

Zinssenkung, ist ihm sicher nicht leicht gefallen. Bei seiner ge-

-wissenhaften Gründlichkeit hat er ihn bestimmt innerlich zunächst
abgelehnt, er hat sich ja auch öffentlich im Sinne einer Ablehnung

ausgesprochen, ist aber dann durch den unabweisbaren wa

Logik dochaus diesen Weg gedrängt worden«
Z sng der

Es sind, wie gesagt, nicht abstrakte Wunschbilder der Welt-

gestaltung, es sind harte Tatsachen, welche das Kabinett in

diese Bahn gezwungen haben.. Mit die« größte Schwierigkeit der

RegierungBrüning liegtx darin, daß-der Rückgang in den Staats-
einnahmen in schwerbedrängterZeit praktisch unlimitiert ist, die
Moglichkeit aber, die Staatsausgaben zurückzuschneiden,selbst bei
vollendeter
Rücksichtslofigkeitbeschränkt. Jeder anderen Regierung

steht für diese zeitwei igen Spannungsmomente der Gummipufsers
kurzfristigenKredits zur Verfügung, und Finanzminister Dietrich
wird. nicht ohne eine Regung des Neides gelesen haben, daß sein
amerikanischerKollegeMellon auf einen Schlag ZZH Milliarden Mark

kurz-und mittelfristig aufzunehmen in der Lage war, um oie Löcher
seines«Budgetszu stopfen. Für das deutsche Kabinett besteht prak-
tischdie
Unmaålichkeitzauch nur einen beschränktenMillionenbetrag

sur derartige berbrückungenmobil zu machen« Jedes durch Ab-
sinken des Steuerertrages entstehende Defizit muß mit voller Härte
sofort auf den Steuerzahlerweitergeleitet werden. Das Budget muß
um jeden Preis im Gleichgewicht gehalten werden, denn bei dem
Mangel überbrückenden Kredits würde ein Budgetdefizit den An-
fang des »Chaosbedeuten. Dies ist der-Ausgangspunkt des Ge-
dankengebaudes, auf dem die Notverordnung ruht. Soziales Emp-
finden und elementarepolitische Klugheit verlangen, daß alles daran-
gesetzt werde, mit der Kürzungder Einkommen Senkung der Lebens-

haltungskostenzu verbinden. Die aus Anlaß früherer Notverordi
nungen in dieser Hinsicht unternommenen Versuche haben nicht ganz
zum erhofften Erfolg geführt. Da man aber die Gehälter senken ·

wollte und senkenmußte,ergab sich die zwingende Notwendigkeit,
tiefer und- scharfer in das ganze Gewebe des Wirtschaftslebens
hineinzuschneidenWieder einmal bewährte sich der alte Goethe che
Spruch: Beim ersten sind wir frei, beim zweiten sind wir Kn te.
Jeder derartige staatlicheEingriff in das feine und komplizierte
Netzwerkwirtschaftlicher Beziehung ist zu allen Zeiten ein Schritt
ins Unbekannte, noch mehr heute in Zeiten ungeheurer wirtschaft-
licher Umwälzungen, wie wir sie durchleben.
Der»pfiindentwertung sind zahlreiche Staaten gefolgt. Die

Exportfahigkeit und damit die wirtschaftliche Angriffskraft der
Länder mit relativ entwerteter Währung ist gestiegen. Für Deutsch-
land aber ist es eine Lebensnotwendigkeit, am Goldstandard festzu-
halten. Die Erinnerungen an die furchtbare Falter der Jnflation
sind in der Bevölkerung noch viel zu lebendig, als daß irgendwelche
Gedanken an die Wertherabsetzung der Mark anders enden könnten
als in einer vollen Währungskatastrophenach relativ kurzer Zeit. Die

Exportüberlegenheit des währungsschwachenLandes ist immer nur

ein Durchgangszustiand",wenn dieser auch unter Umständen ziemlich
lange dauern kann. Ob angesichts der Notwendigkeit-des Fest-
haltens an der Goldmark und angesichts der hohen Exportprämie der

schlechtenWährungen für grundlegende Artikel wie Kohle, Deutsch-
land auf Spezialabwehrmaßregeln in Form von Zollzuschlägen auf
die Dauer wird verzichten können, scheint sehr zweifelhaft Besserer
Schutz des deutschen Marktes gegen außergewöhnlichesDumping,
wie es in Holz die Oststaaten, in Kohle hauptsächlichEngland durch
besondere Umständebegünstigt,zu treiben in der Lage sind, würde in

Eier
Linie eines aufbauenden nationalen Programms für Deutschland

iegen.
-

·

Wenn auch die Maßregeln der Notverordnung eingreifende
sind, als dies den Gewohnheiten und dem Denken des Westens, auf
den unser Kreditbedürsnis angewiesen bleibt, willkommen und viel-

leicht sogar tragbar erscheint, so dürfen grundfalsche Anschauungen
über den angeblichen Staatssozialismus Brünings keinen Augen-
blick unwiderfprochen bleiben. Der Kanzler und sein Kabinett stehen
vollkommen auf dem Boden des historisch Gewordenen, und nur

schweren Herzens und unter dem unabweisbaren Zwang enorm

schwieriger Verhältnisse haben sie sich gerade zur Rettung des
historisch Gewordenen durch einen Augenblick härtester Not zu tief
eingreifenden Maßregeln entschlossen, die nur für die Dauer des

außerordentlichenZustandes gedacht sind, und nach der Wiederkehr
normalerer Verhältnisse je eher, je lieber dein Spiel der traditionell

gewordenen Kräfte wieder weichen sollen.

Keparaiioiien und Krieasfchuldihese
Von Reichsminister a.D. DI. Bell, M;d.R.

Vor einigen Wochen erregte ein iin ,,Temps«erschienener Auf-

fjltzmit der Aufschrift ,,Le Traitö de Versailles at- 1es räparas
nomi« berechtigstes Aussehen. Nicht nurder Inhalt dieses Aufsatzes
War bemerkenswert, sondern vor allem auch d»ieTatsache,daß als

Verfasser zeichneten die hervarragendsten franzosifchenKriegsschulds
los-scher,nämlich die mit offizieaem Charakter bekleidetenpro-
fessorender Sorbonne,—Camille Bloch und Pierre Renouvin, Miit-
Slkedet des Editionskomites der· französischen

- Alktenpublikatiom
Ver Artikel suchtden Nachweis zu führen, daß Deutschland an der

mißverstandenenKriegsschuld kranke. Tatsächlich stelle dagegen
T so argumentieren die Verfasser, die sich übrigens keineswegs los-
losen von dem Vorwurf der Alleinschuld Deutschlands —- Artikel 231

-

des Versailler Vertrags weder Deutschlands alleinige Schuld am

Weltkrieg noch die Verfemung der deutschen Vorkriegspolitik fest, son-
dern bilde lediglich die Rechtsgrundlage der Reparatioiienz Formulies
rung und Entstehungsgeschichte des Artikels 251 wiesen deutlich dar-
auf hin, daß nur verlangt und anerkannt werde die Tatsache der
,,aggkossion c’est-å«—diro Pattaqw est PiuviasioWS - Diese dem

5
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»

Verlangen der Entente entsprechend von Deutschland anerkannte .

Tatsache des Angriffs und der Eröffnung der Feindseligkeiten
,,1’initiatlve des hostiüitåsii begründe als »so-um« nach den szivils
rechtlichen Grundsätzen, insbesondere auch des Deutschen Bürger-
lichen Gesetzbuches, die Verantwortlichkeit Deutschlands und den

Anspruch seiner Gegner auf Schadensersatz.
Vor Tisch las man’s anders. Vergegenwärtigt man sich die

historischen Zusammenhänge des ominösen Artikels 231 und die

ihm von maßgebendenfranzösischenStellen während der verflossenen
zwölf Jahre ständig gegebene Interpretation, so darf man über die

neuerdings beliebte Auslegung einigermaßen überrascht sein. Auf
den ersten Blick könnte man wohl geneigt sein, darin eine vom

Standpunkte der Gerechtigkeit und der Vernunft hocherfreuliche
Sinnesänderung zu erblicken. Tatsächlich läßt sich nicht verkennen,
daß die deutschen Aktenpublikationen und der unermüdliche deutsche
Abweihrkampf gegen die unhaltbare These von der Kriegsschuld
Deutschlands ihren Eindruck selbst in Frankreich nicht verfehlt
haben. Wer aber einen genauen Einblick gewonnen hat in die

französischenMethoden und in«die außenpolitischenZiele Frank-
reichs, den wird die Erkenntnis der wahren Tendenzen des im

»Temps« veröffentlichten Artikels bewahren vor einer Über-

schätzungseiner Bedeutung. Schon die Tatsache, daß die Veröffent-
lichung gerade in derjenigen Zeitung erfolgt ist, die seit Kriegs-
ende I ununterbrochen als Vorkämpferin austrat für die These der

Alleinschuld Deutschlands am Weltkriege, gibt zu denken. Obgleich
nach dem Anerkenntnisse fast der· gesamten Kulturweltl und vor

allem auch nach den Feststellungen der gewissenhaften Kriegs-
ursachenforscher fast sämtlicher Länder das von Deutschland gegen
die Kriegsschuldthese vorgelegte Entlastungsmaterial von überk
zeugender Durchschlagskraft ist, scheint das »Umlernen«—gerade bei

denjeni en auf die größten Schwierigkeiten zu stoßen, die sonst
keine elegenheit vorübergehen lassen, ohne die Gerechtigkeit und

die friedliche Verständigung zu lobpreisen. s

»

Zur Beurteilung des Verhältnisses des Artikels 231 zur Kriegs-xjh
ld Deutschlands muß man sich zunächst den Wortlaut die es

Fikelsvergegenwärtigenx —

'

»Die alliierten und assoziierten Regierungen erklären, und

Deutschland erkennt an-, daß Deutschland und seine Verbündeten
als Urheber für alle Verluste und Schäden verantwortlich sind,
die die alliierten und assoziierten Regierungen und ihre Staats-
angehörigen infolge des Krieges, der ihnen durch den Angriff
Deutschlands und

erlitten haben.« «

»

«

.

Unleugbar ist die historische Tatsache, daß mit diesem Artikel
beabsichtigtwar, eine »He-now conkossion ok guilt« als moralische
Verantwortlichkeit Deutschlands für alle angerichteten Schäden fest-
zulegen, der dann im Artikel 251 die ,,1jmiie«(1financial responskbk
lity« gegenübergestelltwurde, nämlich die Schadensersatzpflicht
Deutschlands für den angerichteten Schaden bis zur äußersten
Leistungsgrenze, da die Wiedergutmachung aller Schaden sie
überschritten hätte (Temperley). -Jn der Sitzung der ·Gesamt-
kommission »für die Feststellung der Verantwortlichkeiten der

Urheber des Krieges und die aufzuerlegenden Strafen« vom

12. März 1919 unterstützten die Vertreter der Vereinigten Staaten

von Amerika die französische Forderung aus Feststellung.der

deutschen Kriegsschuld durch einen ResolutionsentwurfLansings.
Dieser Lansingsche Entwurf bezeichnete den ·Weltkriegvon 1914 als

ungerecht und unzulässig und als ,,moralisches Verbrechen gegen
die Menschheit« und brandmarkte Deutschland als den allein
schuldigen Urheber. Nach James Brown Scotts Zeu nis :war die

Kommission einstimmig von der deutschen Kriegsschu d überzeugt.
war enthält der. von ihr der Friedenskonferenz vorgelegte

-

«Rapport« keinenArtikel dieses Inhalts, jedocheine formelleVer-
urteilung der Kriegsurheber, folgeweise ein moralischesUrteil.
Die Gesichts unkte dieses »Rapports« haben offensichtlichlauchdie

Reparations ommission beeinflußt und der in ihr Ende Marz l»919
entstandenen Krise zur Lösung verholfen. Damalsgelang es schließ-
lich Llosyd George, zwischen der französischsenglischenAuffassung,
nach der Deutschland alles zahlen sollte, und dem amerikanischen
Standpunkt, der Deutschlands Leistungsfähigkeit berucksichtigen
wollte, ein Kompromiß zu schließen auf folgender Grundlage:
Deutschland sollte für allen der Zivilbevölkerung durch.Angriff und

Völkerrechtsverletzung verursachten Schaden ersaizpflichtig haften,
wie er in einem be onderen Dokument (Anlage 1 zu Teil leI des

Versailler Vertragssnäher umschrieben wurde. Da man aber

glaubte, die Stimmen der Volksvertretungen berücksichtigen» zu
sollen, so brachte man statt der ,,kinanoia1 liehbüity«die ,,kesponsibi-
lity« herein und erreichte durch dieses taktische Manover eine An-

gleichung an den französischsenglischenStandpunktoder, wie Baruch
es bezeichnet, eine ,,moralische Verantwortlichkeit«.

Das im «Rapport« beigebrachte Material sollte zur Recht-
fertigung dieser ,,moralischen «Verurteilung« Deutschlands dienen.

Was freilich die Vereinigten Staaten von.Amerika anlangt» so
haben sie sich für die Feststellung der moralischen Schuld Deutsch-
lands zu. dem Zwecke eingesetzt, um eine userlose Haftbarkeit
Deutschlands zu verhindern.

·

«

6

seiner Verbündeten aufgezwungen wurde,«-’.

-

zeichnet werden.

Jn der gesamten Literatur unserer ehemaligen Kriegsgegner
über die- Friedensverhandlungen und über die Auslegung des
Artikels 2Zt, mögen die Verfasser Engländer, Amerikaner oder

Franzosen sein, namentlich auch bei Davis, Baruch-, Lamont,
Temperley, Baker und Tardieu, herrscht Einmütigkeit über die im
Artikel 251 verankerte ,,mora1 Tesponsibility«. Von keiner Seite

ist bisher der ,,Angriff« als Schadensersatz-Verpflichtungsgrundlage
vorgeschoben worden. Gerade von französischer Seite wußte man

den Artikel 251, durch keinerlei Skrupel und Zweifel geplagt, seit
seineni Zustandekommen stets dahin auszuwerten, daß man sich
über das feierlich proklamierte Selbstbestimmungsrecht der Nationen
und die verkündete allgemeine Entwaffnung ihinwegsetzte und die

ungeheuerlichsten ,,Friedens«bedingungenmit Wegnahme von Land
und Volk, mit Raub der Kolonien, mit maßlosen Tributlasten, zu
rechtfertigen suchte als Strafe und Sühne für die am Weltkrieg
allein schuldigen Mittelmächte.

·

Damals hat msan auch von franzö-
sischer Seite die unbestreitbare Tatsache zugegeben, daß Mantelnote
und Ultiinatum authentische Begründung und Interpretation der

Versailler Vertragsbestimmungen sind. Lloyd George hat .sie am

24. Juni 1925· anläßlich der Debatte über die Sicherheitsfrage als
einen Teil des ganzen Vertrags bezeichnet. Temperley hat diese
Auffassung bestätigt. Gerade in der Mantelnote aber ist der

Schuldspruch gegen Deutschland und die Mittelmächte am schärfsten
formuliert und außer der moralischen Rechtfertigung der Tribute,
außer der Begründung des Straffriedens auch die stets im Hinter-
grunde gelagerte Absicht verwirklicht, die Verfemung der deutschen
Geschichte und besonders der preußischenGeschichtsentwicklung fest-
zulegen. Ganz in diesem-Sinne bewegt sich auch die bekannte Rede
poincares vom H. Juli 1922, worin er gegen Deutschland den Vor-
wurf schleudert, sein Bestreben auf Befreiung von der Alleinschuld
am Kriege bezwecke die Unterhöhlung der Grundlagen des
Artikels 231 und

folgewegsedie Freistellung von Reparationen.
Gerade die mit dem rtikel 251 verbundenen Jnterpretationen

haben der deutschen Delegation damals begründete Veranlassung
gegeben zu entschiedenen Roten gegen die Aufnahme dieses jeder
Gerechtigkeit widersprechenden Artikels. Die gleichen durch-
schlagenden Gründe haben in der Nationalversammlung zu Weimar
vor- und nach Annahme und Unterzeichnung des Zwangsdiktats
zu schärfstem Protest vor der gesamten Weltöffentlichkeit geführt
gegen das unter beispiellosem Druck erzwungene Diktat mit seinem
Schuldbekenntnisse.Auch später haben Regierung und Parlament
jede Gelegenheit benutzt, mit Aufklärung der Kriegsschuldfrage ent-

-

schiedenen Widerspruch gegen den aufgezwungenen und wahrheits-
widrigen Artikel 231 zu verbinden.

«

Die neueste Veröffentlichung im ,,Temps« scheint einen eigen-
artigen Systemwechsel in Frankreich einleiten zu sollen. Jst aber
durch die Ergebnisse der wissenschaftlichen Kriegssorschungen sowohl
Deutschlands wie zahlreicher anderer Staaten die gegen die Mittel-
mächte gerichtete Kriegsschuldthese zusammengebrochen, so muß
auch- die neue französischeMethode als ein Schlag ins Wasser be-

Vor dem Forum der Weltgeschichte und der
Weltmoral ist ein erpreßtes Anerkenntnis ohne Wirkung. Wer also
Gerechtigkeit und Vernunft noch gelten läßt, darf sich auf ein
Anerkenntnis Deutschlands zur Rechtfertigung des Artikels 231
nicht berufen. Ebenso verfehlt ist der weitere Versuch, die Tat-

sache des «Angriffs« Deutschlands in den Vordergrund zu schieben-
und aus zivilrechtlichen Bestimmungen, namentlich aus den Vor-

schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches, DeutschlandsHaftbarkeit
und volle Entschädigungspflicht herzuleiten. Zivilrechtliche Vor-

schriften kommen hier überhaupt nicht in Frage. Jnsbesondere
bieten die Bestimmungen des BGB. (etwa §§ 823 ff. und 826)
nirgend-wo eine Rechtsgrundlagez ebensowenig übrigens auch der Tode
Civil. Maßgebend ist vielmehr das Völkerrecht. Aber auch die zur Zeit
des Kriegsausbruchs und während des Weltkriegs herrschenden
Völkerrechtsvorschriftensind keineswegs ausreichend, um Deutsch-
lands Reparationspflicht im Sinne der französischenAuffassung zu
rechtfertigen. Abgesehen Davon, daß nach damals geltendem Völker-

recht Krieg und auch Angriffskrieg keineswegs ohne weiteres verboten

war, würde ,,ka-uto«als Rechtfertigungsgrund zum Schadensersatz ein

rechtswidriges und sogar ein« bewußt rechtswidriges Verhalten vor-

aussetzen. Davon kann aber bei gerechter Würdigung der Sachlage
und aller derjeniger Umstände, die schließlichzum Kriegsausbruch
führten, keine Rede sein. Deutschland hat von Anbeginn die

Rechtswidrigkeit seiner Handlungsweise bestritten und beweis-
kräftiges Gegenmaterial gebracht. Wer trotzdem die Rechts-widrig-
keit Deutschlands als Verantwortungsgrund vorschiebt, verläßt den
Rechtsboden. Jnde sen selbst die ungünstigste Rechtsauslegung- die
man von gegneris er Seite etwa gegen Deutschland auswerten

könnte, würde sich erschöpfen in der Verpflichtung Deutschlands
zur Wiedergutmachung der Schäden der ,,t-erritojres onvahis« im
Sinne der LansingiRote vom 5. November I918. Geht man aber
von der Tatsache aus, daß Frankreich für seinen gesamten Wieder-
aufbau 100 Milliarden Franken = 16,5 Milliarden RM. aufgewandt
und daß Deutschland an Frankreich selbst nach der vorsichtigsten
Schätzungmindestens 19 Milliarden RM. an Reparationen gezahlt
hat-, so- sind diese allein verwertbaren Schäden von Deutschland
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längst bezahlt. Die französischeDenkschrift hat also für die
Reparationsfragen keinerlei praktische Bedeutung, da sie weder die

französischenAnsprüche zu sichern noch die deutsche Stellung zu

chwä en geeignet ist. «

Jn atemloser Spannung wartet die Kulturwelt auf den Ver-

laufs der vier folgenschweren und innerlich zusammenhangenden
internationalen Verhandlungen. Werden sie für absehbare Zeit eine
Lösung der Weltwirtsch-afts-, Weltfinanzs und Weltkreditkrise
bringen? Soll dauernd die Machst über das Recht triumphieren

und den europäischenKontinent mit der Kultur des Abendlandes
in den Abgrund stürzen und zugleich die gesamte Welt unrettbar
zur Katastrophe führen? Oder sollen endlich Weltvernunft und
Gerechtigkeit die Oberhand gewinnen und der Befriedung Europas-
wie der friedlichen Gemeinschaftsarbeit der Kulturnationen den

Weg bereiten? Das sind die weltbewegenden Fragen, die heute
auf aller Lippen brennen. Zur Beantwortung dieser verant-
workungsschweren Gewissensfragen ist aber in erster Linie Frank-
reich berufen.

Preisiiberwochung
Von Reichskommissar für preisüberwachungDr. Goerdeler

Nach-dem ich mich auf Wunsch des Herrn Reichspräsidenten
entschlossen habe, alle Bedenken zurückzustellenund das Amt eines
Reichskommissars für preisüberwachungzu übernehmen,mochte ich
alle deutschen Volksgenossen gewinnen und bitten, mir zu helfen.

Vielfach sind die Wünsche, die seitens der Landwirtschaftund

Industrie, seitens des Handels und des Handwerks und seitens der

Verbnaucher an mich herantreten. Die genannten Gruppen ver-

körpern alle Wirtschaftsgruppen von der Erzeugung der Ware«an;
sie verteilen und verarbeiten sie, bis der Verbraucher sie erwirbt.
Die meisten Menschen gehören verschiedenen Gruppen an; sie sind
sowohl Erzeuger als auch Verbraucher. Menschen, die nur ver-

brauchen, gibt es nur sehr wenige. Aber die großte Masse
der Arbeitnehmer ist Erzeuger und Verbraucher zugleich.
Der Bäckergeselle, der seine bestimmte
Arbeit in der Brotfabrik hat, ist aufs
höchstean diesem produktionsbetrieb inter-

essiert. Kann dieser Betrieb wegen unzu- Me dielebendhalfunasicnverdillnie

dazu, daß sich· in steigendem Maße die einzelnen Völker gegen
fremde Einfuhr durch Zölle und andere Maßnahmen schützen,um

die eigene Wirtschaftzu retten. Zu den anderen Ursachen gehört
die große politi che und wirtschaftliche Unordnung, die das Diktat
von Versailles nich nur über Deutschland, sondern über Europa
und damit über die elt gebracht hat. Wir gehen nach meiner über-

zeugung zweifellos einem Zeitraum entgegen, in dem wir zu einer
Art Tauschhandel mit anderen Volkswirtschaften gelangen. Jedes
Land wird nur so viel aus dem anderen Land aufnehmen wollen,
wie es selbst in dieses Land ausführt. Ganz gleichgültig, ob wir nun

denAnschluß an kdie Weltwirtschaft im Interesse unserer in der Aus-
fuhrindustrie beschäftigtenBetriebe und Arbeitnehmer aufrechterhalten
oder uns binnenwirtschaftlich umstellen oder beides wollen, auf jeden
Fall ist jedes dieser Ziele nur zu erreichen, wenn wir uns« auf eine

niedrigere preisgrundlage herunterschraus
ben- Ein solches Abgleiten wäre ohne jede
Notverordnung als Auswirkung wirtschaft-
licher, unabänderlicher und zwingender Ge-

reichenden Absatzes oder wegen unrichtiger

Existenz in Gefahr« Dieses Beispiel für
viele sonst mögliche beweist, daß die richtige
preisgestaltung stets nach den verschiedensten
Seiten hin zu prüfen ist. Würde es möglich
sein, Ohne schwere wirtschaftliche Schäden
den Preis durch Befehl zu senken, so hätte
der Herr Reichspräsident keinen besonderen
Kommissar eingesetzt. Dann wäre einfach

- der Brotpreis aus die Hälfte herabgesetzt
und es wäre gleichgültig gewesen, was aus

den bei der Broterzeugung beschäftigten
Arbeitnehmern dann geworden wäre. Die

Einsetzung eines Reichskommissars für
preisliberwachung hat also als Grundlage
die richtige Vorstellung, daß eine allgemeine
preissenkung nur organisch angebahnt und

durchgeführt werden kann, damit bei dieser
Senkung nicht die Schäden größer sind als
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setze von selbst vor sich gegangen, aber es

hätte Monate, wenn nicht Jahre gebraucht,
und dieser Zeitraum wäre ausgefüllt wor-

den von unerträglichen inneren Spannun-
gen und Reibungen. Deswegen macht die

Notverordnung den Versuch, diese anund

für sich selbstverständlicheEntwicklung in
—

eiizenganz kurzen Zeitraum zusammenzu-
pr ssen, um Spannungen und Reibungen
auf ein Minimum herabzumindern.

— - Durch die von der Notverordnung vor-

gesehenen Maßnahmen vermindert sich am

1. Januar 1932 die Kaufkraft in
einem Maße, wie wir es bisher nicht erlebt

haben. .Wir müssenbedenken, daß von der

zehnprozentigen Einkommensminderung
etwa 55 Milliarden des deutschen Volks-.
einkommens erfaßt werden. Es tritt also
eine plötzlicheAbsenkung um einen Jahres-
wert von Z,5 Milliarden ein. Diese
Minderung der Kaufkraft zieht alles in

ihren Strudel. Damit dieser Strudel nicht
vernichtend wirkt, ist es notwendig, Kräfte
einzuschalten, die diesen Vorgang re-

gulieren. Je schneller diese Regulierung
erfolgen kann und je organischer sie durch-
geführt ist, desto besser wird die Wirkung

RückgangM

gegen alle. Selbtvertändlich müssen und - -

l « «

sollen auch hier gieKräftegegeneinander sein. Das»Ziel kann nur sein, ein mög-
wirken. Aber diese Kräfte und Jnteressens lichst günstiges«Verha-ltniszwischenKaus-
gegensätze sollen nicht ausmünden im

.

. ·kraft und preisen unter«pfleglicher»Be-
Kriegszustand, in dem schließlich der Stärkere gewinnt, handlung der Landwirtschaft herzustellen. Dies Verhältnis

- sondern sollen ihr Ende finden vor einer objektiven Stelle,
die die beste und zweckmäßigstewirtschaftliche Regelungherbeifuhrt.

2. Es ist notwendig, die preissenkung zu einer ganz umfassen-
den und allgemeinen auszugestalten, wenn nicht unser Wirtschafts-
leben neuen schweren Erschütterungen ausgesetzt sein soll. Es gilt,
ich möchte sagen ruckartig, die gesamte Wirtschaft ian einen anderen

Preis-, Lohn- und Gehaltsstand zu überführen » »

Man wird nun fragen, ob denn ein so ungewohnlichesVor-
gehen erforderlich ist. Jch muß da einige Worte sagen uber die

Tage- in der wir uns befinden. Es ist hkkannhdaß der Fall
der englischen Währung sich ausgewirkt ha , auch auf die nor-

dfschenWährungen. Wir wissen aus der Jnflationszeit, wie stark
ein Land mit schlechter Währung Länder »mit guter Wahrung
dtktchniedrige Preise unterbieten kann. Wir sehen.Jetzt bereits,
wie infolge des Sinkens der nordischen WährungVieh in großen
Mengen billig nach Deutschland gelangt, wir sehen«auf der anderen
Seite die englische Kohle, deren WettbewerbsfahigkeitfkühkrIM
Wsefentlichenauf die Küstenstädtebegrenzt war, Jetzt bis weit in das

Binnenland hinein vorstoßen. Diese und andere Ursachen fuhren

ist dann am günstigsten,wenn dem relativ geringsten preise
die relativ größte Kaufkraft gegenübersteht. Dabei kann kein
Mensch eine Garantie dafür übernehmen,daß das Verhältnis
zwischen beiden unverändert bleibt; es muß nur das Ziel
sein, jenen möglichst günstigen Zustand so schnell wie mög-
lich herbeizuführen

·

Alle diese Funktionen wahrzunehmen, ist die Aufgabe des
Reichskommissars für preisüberwachung. Es ist nicht ein
Reichskommissariat geschaffen für p»reiss enkung. Eine solche
Aufgabe hätte ich auch nicht übernommen,weil sie falsche Hoff-
nungen erweckt hätte. Die Aufgabe kann nur sein, allen Berufs-
ständen zu gewährleisten,daß ein gerechter preis sichergestellt wird,
d. h. ein preis, der sämtliche Selbstkosten deckt und den an der Er-
zeugung und dem Vertrieb der Ware Beteiligten die« Existenz in
einem der heutigen Notzeit entsprechenden Rahmen gewährleistet.
Nicht mehr, nicht wenigerl

Nicht alle Teile, die den preis bilden (Rohstoffe, albto’ e

«

Arbeit, die auf den Halbstoff,
H s ss ,

Arbeit, die auf die Veredelung und·

?
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auf die Verteilung verwendet wird) unerliegen den gleichen Ein-
wirkungsmöglichkeiten. Jm Gegenteil! Diese verschiedenen-Fak-
toren der Preisbildung sind wieder in ihrer Entstehung und in
ihrem Verlauf so verschieden, daß sie alle gesondert auf die Mög-
lichkeit der Beeinflussung geprüft werden müssen. Rohstoffe be-

ziehen wir zum Teil aus dem Auslande, z. B« Baumwolle für
unsere Kleidung, Gummi für Fahrräder usw. Hier hängt die Ge-
staltung des Rohstoffpreises nicht allein von Maßnahmen der deut-

schen Wirtschaftspolitik, sondern
von denjenigen der Erzeugungss
Iänder ab. Diese Maßnahmen iebenemittelpreive1929X1951

Die Notverordnung gibt ferner die Möglichkeit,Empfehlungen
für die Forderung bestimmter Preise, Preisabreden usw. im in-

ländischen Geschäftsverkehrzu verbieten. Jch werde von dieser
Möglichkeit Gebrauch machen, falls es nicht gelingen sollte, auf dem
in der Notverordnung zunächstvorgesehenen Wege der Verhandlung
zu Verständigungen zu gelangen, die für das ganze Volk von Nutzen
sind. Das Wünschenswertesteist es zweifellos, daß jeder Erzeuger,
jeder Kaufmann, jeder Handwerker selbst den gerechten Preis aus-

spkalkuliert und sich mit solchem
Preis dem freien Wettbewerb

stellt. Wir müssen diesen Zu-
brauchen wir natürlich nicht
willenlos über uns ergehen zu
lassen, es ist vielmehr Sache der

Reichswirtschsaftspolitik, sie zu Nach
85

beeinflussen. Es ist aber jedem ——33
verständlich daß die Möglich- sussek M

keiten hier nicht von heute auf .

MM 72

morgen vorhanden und
nickt

Her «-

allein von unserem Willen a - -

’ « ’

hangig sind. Jst der Rahstasf im WWW
Lande, so sind die Faktoren, die Jchmqlz
den Preis weiter beeinflussen,

«

. ,

überseh- und beeinflußbar, aber SCM
nicht alle in gleicher Weise. Jn
jeder Preisbildung stecken z. B.

Anforderungen der öffentlichen

Kimäleirch—

Brot etc.
Hand, Abgaben aller Art, so-
ziale Lasten usw. Soweit es WOUGIU
sich um allgemeine Steuers »

»

rasten handelt, liegt hier bei Muse »si«

Ruckaanqder tebencmittelpreisevon Nov192.9(-100)bis Nov.1051
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stand sobald und so umfassend
wie möglich wieder erreichen.

Was den Unkostenfaktor
»Lohn«betrifft, so ist die Tat-

sache der am 1. Januar 1932
eintretenden mindestens zehnproi
zentigen Senkung bekannt. We-

niger bekannt ist, daß durch
Richtlinien des Herrn Reichsar-
sbeitsministers an die Schlichter
die für »die künftige Lohngeftals
tung notwendige Elastizität der

Tarifverträge, die an sich ver-

nünftigerweise erhalten bleiben,
angebahnt ist. — Endlich kann

der-Bildung des gerechten Prei-
ses auch schlechter Wille ent-

gegenstehen. Wenn er angetrof-
fen wird, wird rücksichtslos
durchgegriffen werden. Es ist

0 1oo

der unbedingten Notwendigkeit,
-

die öffentlichen Haushalte in Ordnung zu halten, eine Beein-
flußbarkeit nur in der Möglichkeit vor, eine Sparsamkeit in
der öffentlichenVerwaltung zu üben, die tatsächlich altpreußischsein
muß. Die Notverordnung setzt den hierzu beschrittenen Weg.fort.
Die Mineralwassersteuerist aufgehoben. Auf dem Gebiete der

sozialen Versicherungsind neue Ersparnisse eingeführt, die der

Sanierung der Versicherungen ohne Beitragserhöhung dienen. Die
Beamtengehälter, die Löhne und Vergütungen der Arbeiter und
Angestellten werden in der bereits bekannten Weise gekürzt.
Die Reichsbahn wird Zoo Millionen RM. aufwenden, um die

Tarife zu verbilligen. Diesen unmittel-
baren Senkungen von preisbildenden Fak-
toren steht als höchstbedauerliche Preisbe-
lastung die Erhöhung der Umsatzsteuer ge- Diesenkungderveniienstspenne

»
bekannt, welche Mittel mir

zur Verfügung stehen« Das schärfste Mittel ist das Recht, die

Fortführung von Betrieben, durch die lebenswichtige Gegenstände
des täglichen Bedarfs oder lebenswichtige Leistungen zur Befriedi-
gung des täglichen Bedarfs in den Verkehr gebracht werden, zu
untersagen. Jch bin mir der Schwere dieses Mittels vollkommen

bewußt, und die Auffassung, die ich von meiner Aufgabe habe, ver-

bürgt jedem verständigen und ehrlichen Erzeuger und Kaufmann,
Gewerbtreibenden und Handwerker, daß er nicht irgendeiner Will-
kür sich ausgesetzt sieht. Diese Mittel sind nur dazu da, bösen
Willen, der sich weigert, dem Vaterlande zu dienen, sofort zu brechen-

Jch habe den sehr lebhaften Wunsch,
meine Arbeit auf die freiwillige
Einsicht aller beteiligten
Wirtschaftskreise auszubauen. Das

genüber. Inwieweit diese Steuer die preis-
senkenden Maßnahmen wieder aufhebt, ist
bei den einzelnen Warengattungen ver-

..schi2de«.
der f lesschor
in prenniqen

»

Einer gerechten Preisbildung können je Hundnzszch
Bindungen entgegenstehen, die von XI«
einzelnen wirtschaftsgruppen selbst oder

- :14
zwischen ihnen eingeschaltet

· sind.
Ihnen rückt die neue Rotverordnung zu-
leibe. Den Kartellen und Syndikaten so-
wie der Kohlenwirtschaft wird der Zwang
auferlegt, ihre Preise um to v.H. zu sen-
ken. Dasselbe gilt für Markenartikel.

vWird diese Senkung nicht vorgenommen,
so gelten Preisbindungen als aufgehoben.
Über diese Grenze hinaus habe ich vor

einigen Tagen die Kohlenhandelsspanne
um 15 v.H. gesenkt. Dia der Kohlenpreis-
senkung außerdem eine besondere Fracht-
ermäßigung und die Senkung der Syndis
katspreise zugute kommen, so wird sich hier
ab 1. Januar 1932 immerhin eine beacht-
liche Senkung des Gesamtpreifes ergeben-

Die Notverovdnung beschränkt sich-
aber nicht auf Beseitigung von Hinder-
nissen für eine gerechte Preisbildung, son-
dern schafft in ungewöhnlich kühner Weise
starke Impulse für die Asbwärtsent-

BruttoverdionstspanneFareI neue
ergibt sich j«a aus meiner ganzen Vergan-
genheit vollkommen von selbst. Jch bin

fest davon überzeugt, daß die volle Er-
kenntnis vom Ernst unserer Lage und die
Liebe zu Volk und Vaterland die mächtigste
Triebfeder sein müssen,um den Eigennutz
in seine Schranken zurückzuweisen. Jn
einem Zeitraum, in dem Beamte, Ange-
stellte und Arbeiter in ununterbrochener
Reihenfolge dem Gebote der Stunde ent-

sprechend ihre Lebenshaltung haben eins .

schränken müssen, erscheint es mir selbst-
verständlich,daß jeder verantwortungsbes
«wußteDeutsche sich seiner sittlichen Pflich-
ten gegenüber dem Vaterlande bewußt
wird und das Seinige an Einsicht und an

persönlichen Opfern dazu beiträgt, das
Vaterland zu retten.

.

Eine wichtige Aufgabe fällt der d e u t-

schen Hcausfrau zu, die ich besonders
um ihre Mithilfe bitte. Viele Frauen
scheuen sich, aus einem Laden herauszu-
gehen, ohne einen Einkauf getätigt zu
haben, selbst wenn ihnen die Ware oder der

Preis nicht zusagt. Die Folgen solcher Lie-

benswürdigkeit muß sich jeder«selbst zu-
schreiben. Kein verständiger Kaufmann
wird die Höflichkeit seinem Kunden

der Bäcker-
in P Pfenniqen
Je Kq Brot

M»i)

? ins-m

wicklung der Preise. Von der

zehnprozentigen Kartellpreissenkung habe
ich bereits gesprochen. Die Zinsen sind ab t. Januar 1932
gemindert. Das gilt auch für Steuerzinsen. Jn der Woh-
nungswirtschaft sind Verbilligungsmöglichkeiten geschaffen durch
das Recht des Eigentümers, die Gebäudeen chuldungssteuer
durch einmalige Zahlung abzulösen. Die ieten werden
in Altwohnungen um to v. H. des Friedenspreises, in Neu-

bauwohnungen um den Ertrag der ersparten Hypotheken-
zinsen gesenkt. Die Mieten für gewerbliche . Bäume er-

fahren die gleiche Senkung, was für den Handel von besonderer
Bedeutung ist.

8

gegenüber vergessen, wenn dieser seinen
Laden verläßt, ohne gekauft zu haben.

Er wird das aber bedauern und den Ursachen nachforschen. Das soll
er auch, dazu ist der Wettbewerb derf ien Wirtschaft da. Die

Hausfrau soll aber auch Güte und Preis pzfem
Dasselbe gilt für den kaufenden Mann, der in dieser Be-

ziehung nach Meinung der Frauen noch mehr zu wünschen übrig-
läßt. Es ist ihm häufig viel zu unangenehm, in einem Geschäft

- den Preis oder das Gewicht zu bemängeln. Er Jegt Wert auf eine

gewisse Großzügigkeit und vergißt so seine volkswirtschaftliche
Pflicht, an einer gerechten Preisbildung mitzuwirken. Um allen
eine solche Mitwirkung zu erleichtern, ist angeordnet, daß für ge-

s
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Wisse Gegenstände und Leistungen des täglichen Bedarfs in Schau-
fenftern und in den Läden usw. sowie auf den Markten Preis-
Vekzeichnisseausgehängt und die feilgebotenen Waren mit Preisen
versehen werden.

«

Sodann habe ich mich den Fleisch- und Brotpreisen,
den Preisen der Str aß enb ahn sowie den Preisender Gas- und

Elektrizitätswerke zugewandt. Was die Fleisch-und Brotpreise be-
trifft, so hoffe ich ohne weitere Eingriffe zu Minderungender b»is-
herigen Spannen zu kommen, deren Auswirkung je nach der Hohe
der bisherigen Preise zwischen 5——18 v.H. liegt-»Sobald die ·Ver-
handlungen abgeschlossen sind, wird die Yffentlichkeitunterrichtet
werden. Die Landesregierungen und die ortlichenStellen erhalten
entsprechende Mitteilung, so daß nunmehr die Preisbildung sich
unter allgemeiner Kontrolle der Öffentlichkeitvollziehenwird. »Was
die Fahrpreis e betrifft, so gibt die Moglsichkeit,die Befordek
rungssteuer zum Wegfall zu bringen, gewisseAussichten, daß bei

den meisten größeren Straßenbahnen Verbilligungen werden vorge-

nommen werden können. Jn Berlin
.

und Leipzig sind schon
die wesentlichen Beschlüsse in dieser Richtunggefaßt.. Was»die
Gas- und Elektrizitätspreise betrifft, so sind die Schwierigkeiten
hier wesentlich größer. Es ist ganz selbstverstandlichdaß diese
Werke ebenso wie die Straßenbahn, ob sie in der privaten oder ·in
der öffentlichen Hand sind, nach wirtschaftlichen Grundsätzennie-

mals Zuschußbetriebe sein dürfen. Denn dann müßte ja der Ver-

lust von der Allgemeinheit durch Steuern wieder gedeckt werden

oder das Reich müßte solche Betriebe, wenn sie zusammengebrochen
sind, mit allgemeinen Steuermitteln sanieren. Hier kommt aber

noch hinzu, daß alle diese monopolartigen Betriebe einen sehr

wesentlichen Teil des Finanzbedarfs der öffentlichenHand decken.
Man kann das bedauern, »aber es handelt sich um eine zwangslaufige
Tatsache. Die Steuern gehen zurückund in den Stadten steigen,
wie jeder Mensch weiß, die Lasten für die Wohlfahrtserwerbslosen
von Monat zu Monat. Trotz äußerster Sparsamkeit konnen die
Gemeinden daher nicht auf starke Beiträge der»Gas- und Elektrii

zitätswerke verzichten. Sie können das noch viel·wenigerals das

Reich, dessen Finanzbedürfnisseja der notwendigen Senkung der

Postgebühren im Augenblick immer noch entgegenstehenWir werden
auf die Dauer nicht daran vorbeigehen konnen, durch starkesachliche
und organisatorische Änderungen die Gemeindelastensur die Ar-

beitslosen auf einer erträglichen und auch die Werkeentlastenden
Basis zu stabilisieren. Alle Erwägungen der Preisüberwachung
münden immer wieder in den Strom unserer allgemeinen
politischen und wirtschaftlichen Not. Aber eine Erwagung gilt

auch für die Gas- und Elektrizitätswerke, nämlich die,
daß die schlagartig einsetzende Verminderung der Einkommen ab
1. Januar 1932 und die dadurch bewirkte Verringerung der Kaus-
kraft eine Minderung des Absatzes zwangsläufig zur Folge haben
müssen. Dieser Tatsache werden daher die Werke in wirtschaftlich
vertretbaren und insbesondere für die Gemeinden finanziell erträg-
lichen Grenzen Rechnung trag-en müssen.

Die Kontrolle der Milchspannen, die Durchsetzung der Ver-
minderung der Preise für Markenartikel und gegebenenfalls eine
weitere Fortführungder Senkung bei Artikeln, die eine solche nach
gerechter Prüfung noch vertragen, wird dann die Aufgabe der
nächstenZeit sein.

»

Was immer zu der Sphäre der lebenswichtigen Bedarfsgegen-
standeund Leistungen gehört, wird einer Nachprüfungauf gerechten
Preis unterzogen werden.

· Gs ist meine Absicht, die einmal übernommene Aufgabe nur
mit einem kleinen Apparat durchzuführenund dafür zu sorgen, daß
das deutscheVolk vor einer neuen Zwangswirtschaft bewahrt bleibt.

Ven ihr, glaube ich, haben wir alle reichlich genug. Ich werde
mich nur«-an’wesentlicheDinge heranbegeben und hierzu unabhängige
Sachverstandige zur Lösung von Einzelaufgaben heranziehen. Die
Zusammenstellung einer großen neuen Behörde kommt nicht in
Betracht. «

oJchhabe die Genugtuung, daß alle Landesregierungen mir ihre
bereitwilligeUnterstützungzugesagt haben. Auch die großen kom-
munalen Spitzenorganisationenversagen sich der Größe der Aufgabe
und der Mitarbeit nicht. Namhafte unabhängige und wirtschaftlich
besonders erfahrene Persönlichkeiten haben mir ihre freundliche
Hilfe angeboten. Heute möchte ich an alle die Bitte

"

richten,
mit den Mitteln, die jedem einzelnen zur Verfügung stehen, mit-

zuarbeiten. Jeder hat fernab «
aller Zwangsmaßnahmen die

kräftigstenMittel in der Han ,
dort zu kaufen und sich

bedienen zu lassen, wo man ihm die preiswerteste und beste
Ware und Leistung gibt. Es handelt sich um eine große natio-
nale Aufgabe. Sie kann nicht erfüllt werden, wenn Mißtrauen
unser Volk wieder in verschiedene Lager zerreißt; sie kann nur ge-
lingen, wenn wir an sie herantreten mit dem Willen, Volk und
Vaterland zu retten. Es ist die Aufgabe gerade unserer Generation,
unserem Volke die Freiheit wieder zu erringen und unserer Jugend
Lebensraum zu verschaffen, damit alle Deutschen menschenwürdig
leben können. So fasse sich die Aufgabe des Reichskommissars aus,
und dafür erbitte ich über alle Unterschiede der Parteien hinweg die
Mitarbeit aller deutschen Frauen und Männer.

IS-

Wie dient vieReichsiaiuver deutschenWirtschafttu iek Kriseuzeiti
Von ReichsbahndirektorDr. Dr. Baumann.

Die wechselseitige Befruchtung des deutschen Wirtschaftskörpers
und der Reichsbahn kommt in den Aufträgen der Reichsbahnan die

Wirtschaft und in der Ausführung der Transporte von Gutern durch
die Reich-baten zum

ToiifadboubeiderReichsbohn
Ausdruck. Am besten
dient die Reichsbahn

TätifeimösjiqunqiqueqenUberOktober 1951

der Wirtschaft, wenn

sie die Beförderung
zu niedrizstenCaris-

Plixegür«nlaaunen derklosso: setzen vernehmen
e ek»epiei 77777--77-YPYAEZKAFTTWTJ kam- xmd in der

Texhnen 84H.XJ;LdeHJZZJZBLFZ.HMÅL.«;Lage ist, einem

umfangreichen Auf-
tragsprogranim die

Produktionzu fördern.
Bei derVerbundens

heit von Volkswirt-

schaft und Ver-

kehrs - Unternehmen
konnte die beispiel-
lose Schruinpfung der

deutschen Wirtschaft
in den Krisenjahren
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den

ohne rücksichtsloseDrosselungder Ausgaben nicht ertragen werden.
Neben den Einsparungen an Personallasten mußten die sächlichen
Ausgaben, das sind die Aufträge an die Lieferindustrien der Reichs-
bahn« stark einge-

boäusbaudownaalaaoi
dämmt werden.

Vorwort-agitierteleczsonillioneiiw

Die Reichsbahn ist
sich aber treu ge-

deibaufmeuerutsg
.

«

blieben, wenn sie ge-
rade in letzter Seit
trotz angespannter
Finanzlage ihr Mög-
lichstes getan hat,
die deutsche Wirt-

schaft wieder zu be-
leben. Dieses Streben
wirkt sich aus in
den großen Arbeits- ·

beschaffungen und in

Frachterleichtes
rungen durch eine

Reihe von Tarifer-
mäßigungen.

Im Zusammen-
hang mit der Notvers

ordnung vom 5. Juni
i931 wurde ein A r-

beitsbeschass
fungsprogramm
in Höhevon ioo Mil-
li o n e n R M. zur
Durchführung ge-
bracht, mit dessen

ilfe es möglichwar,
die Oberbauarbeiten
der Reichsbahn so zu
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vermehren, daß dadurch 50 000

Menschen für fünf Monate Ar-

beit und Brot gesichert war. Jm
ReichsbahnsArbeitsbeschaffunqspcoqrammStellt man beide Maßnahmen

zusammen, so bedeuten — die

November 1931 wurde auf Grund

des günstigen Zeichnungsergebs
nisses »der steuerfreien Reichs-
bahnanleihe ein weiteres zusätz-«
liches Arbeitsbeskchsalflxungs rogramm au gete ,fdasderpWirtschaftAufträge im
Werte von 200 Millionen

·RM. sichert. Diese 250 Mil-

lionen RM. treten zu den

übrigen Bestellungen der Reichs-
bahn hinzu, so daß sich diese im

Jahre 1952 auf den Wert von

1,1 Milliarden RM. belaufen
werden. Wenn auch dies 400
Millionen weniger als im Jahre
1929 (1,5 Milliarden RM.) sind,
so sichert doch auch in der Krisen-
zeit die Reichsbahn der Wirt-

schaft eines ins Gewicht fallende
Auftragsmenge.

Zur Belebung der Wirt-

schaft hat auch die Reichsbahsn
in Unterstützung der P r e-is -

senkungsaktion der

Reichsregierung im Dezember
1951 ihre Gütertarife so stark
herabgesetzt, daß sie der Wirt-

schaft etwa 300 .Millionen
RM. im Jahre an Frachten
ers p are n. Dazu treten Er-

sparnisse bei den Rollgebühren,
zu deren Herabsetzung die

Reichsbahn 70 Millionen RM.

auftgendetZSchonam I. No- » W

.-sF«’?»fTUH-2LTXmik«dkkNZDI KoulschukethTregelung des Wettbewerbs
zwischen Reichsbahn und Kraft-
wagen eine Herabsetzung der

Wagsenladungstarife

Elektroindustne

Verteilungder250 Millionen IZN
«

auf die deutschewinschdfl
waqqon—u.Moschi-

· lnd.»ciersieine u. Erden
Holzindusine

Tarifsenkungen in der Zeit vom

Oktober 1951 bis Dezember 1931

folgende Frachterleichterungen
zugunsten der deutschen Wirt-

schaftt

l. Die Tarifsätze für W a g en-

ladungsklassen wer-

den bis zu 26,Z v. H. herab-
geletzt-

2. die Stück-guttarife
sind um 15. v. H. gesenkt,

Z. der Tiertarif ist bis zu
15 v.H. ermäßigt,

4. der allgemeine K o h l e n -

ausnahmetarif ist um durch-
schnittlich 12 v. H. verbilligt,

5. eine große Reihe von A u s-

nahmetarifen, beson-
·

ders für Holz und die Aus-

fuhr, ist weiter ermäßigt
worden,

S. neue Ausnahmetarife sind
geschaffen worden,

der Expreßtaris ist um

15 v» H. herabgesetzt,
S. die’Gebühren für Pri-
vatgleisanschlüsse
sind um 10 v.H. ermäßigt.

Außerdem erleichtert die

Deutsche Reichsbahn den g e -

schä«"ftlichen personen-
verkehr vom l. Januar
1932 ab durch die Einführung
von Netz- und Bezirks-
k a r t e n zu Pauschalsätzen so-
wie durch Herabsetzung der Ge-

päckfrachtfür Musterkoffer

enbauetc.

7 O

«

schienen
N KohleSic.

vorgenommen worden, die den

Verfrachtern Ersparnisse in Höhe von 65 Mill. RM. sichert. Noch

stärker wirkt sich die Erleichterung aus; die die Reichsbahn seit der

— letzten Tariferhöhung im Jahre 1928 zur Unterstützungder Wirt-

schaft idurch Einführung von- Ausnahmetariifein gewährt
hat. Diese bedeuten Minderausgaben für Güterfrachten von mehr
als 150 Millionen R·M.

Auch die Reisemöglichkeit ist dem Publikum von der

Reichsbahn weiter erleichtert worden. Für 15 volle Tage wurde
im Weihnachtsreiseverkehr die Benutzung der kombinierten S o nn-

t a g s r ü ck f a h r kla r t e n mit ZZZH v.H. Fahrpreisermäßigung ge-
währt. Arbeiterrückfahrkarten standen gleichfalls auf be-

liebige Entfernung Arbeitnehmern zur Heimreise zu ihren Familien
zum halben Fahrkreis zur Verfügung. Mit der Einführung der
R e tz - und B e z i r k s k a r t e n erhielt der Berufsreiseverkehr eine

besondere Erleichterung, von der ialle häufig Reisenden vorteilhaften
Gebrauch machen werden.

Arbeitsbeschaffung und Aufträge im Gesamt-
werte von 350 Millionen RM. im Jahre 1951, Frachtermäßigungen
in Höhe von Zoo bis 400 Millionen RM. im Jahre 1931 sind die

Kennzeichen des Strebens der Reichsbiath in schwerster Krise der

deutschen Wirtschaft zu dienen. Jm einzelnen wirken sich diese
Maßnahmen wie folgt aus:

I. Das Arbeitsbeschaffungsprogramm vom

November 1931.

Jn den nebenstehenden Abbildungen ist eine Darstellung über
die Reichsbahnaufträge auf Grund des Erlöses der steuerfreien
Reichsbahnanleihe in ihrer Verteilung auf die Wirtschaft und in
ihrer Verwendung bei der Reichsbahn gegeben.

2. Die neue Tarisermäßigung der Reichsbahn
imDe"zemberx931.

Innerhalb zweier Monate hat die Reichsbahn zwei wesentliche
Tarifherabsetzungen durchgeführt:

-

am I. November 1931 und

am 1-6. Dezember 1931.

10

um ZZZH v.H.

Die 250 Millionen Reichsbahnaufträge verteilen

sich wie nachstehend auf die Wirtschaft:

Mio RM

l. Eise-n- undStahlindustrie

l. Schienen . . . . . . . . . 49,5
2. Bleche, Röhre-i . · . . . . 2,o 51,5

II. Maschinen- u. Fahrzeugbau
i. Lokomotivem Waggons, son-

stige Fahrzeuge
. . . . . . 35,0

--2. Eisen onstruktion. . . . .- . 20,0 -

Z. Maschinen, Kessel, Apparate TM 59,o

111. Industrie der Steine u.Erden.

Uatursteine . . . . . . . . . x6,5 i6,5

IV. Baugewerbe.

i. ochbau . . . . . . . . . 25,5
2. iefbau . . . . . . . . . 69,o 94,5

v. Elekjroindustrie
s. Kabels und Leitungsmates

rialien . . . . . . . . . . o,5
2. Starkstrom . . . . . . . . x,3
Z. Schwachstrom . . . . . . . Z,5 5,5

vL Holzgewerbe . . . . . . .. 8,x 8,1

VII. Kautschuck- und Asbesii
industrie . . . . . . . . . . oJ o,x

V1IL Zusätzliche Lohaufwens
dungen der Reichsbahn
für OberbausEinbau und

Werkstättenarbeiter . . . 15-0

250,o Mio RM

N
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Die 250 Millionen Reichsbahnaufträge fanden
beider Reichsbahnfolgende Verwendung:

Übertrag: 234 Mio RM
53 Personenwagen

226 Gepäckwagen
O b e r b a u (Schienen, Kleineisenzeug- , G

s-

Schwellen, Steinschotter) 80 Mio RM
( ogsGäskågäecsxagen

N e u b a u t e n darunter die Elektristerung 145 Bahndienkitwagen
derwannseebahn inBerlin 59 » » 5 Kraftomnibusse

Sonstige bauliche Anlagen 60 » »
20 Lastkraftwagen

darunter-:
Sicherunåsaigagen

. . . . .. 4 MEO RM Fahrzeugverbesserung x2 » . »

Eis erne rü en . — . - - - — i 20 » « (V"erstärkungvon Pusfern,
Gebäude. . . . .

.«
. . . . . . . Einbau moderner Ersatz-

Balinstelghallsn« « · · - « - 32 » « teile, Verbesserungder Be-
Steinerne Brücken . . . . . leuchtung)

.

Neue Fahrzeuge
Uk

35 » s« Maschinelle Anlagen a
darunter: is Kle n o omotiven .

» »

Z Beiwagen fürWech-
(Maschmen-Kessel-Apparate)

—

selstromtriebwagen 250 Mio RM

BL-
«

Notverordnunaund Miete-recht
Von Regierungsrat Dr. Joachim Fischer

Die bisherigen Notverordnungen haben von weitesten Kreisen
des Volkes Opfer verlangt. Schmerzliche Eingriffe ließen sich auch

auf sozialpolitischem Gebiete nicht vermeiden, um Wesen und Kern

dieser Einrichtungen über die Krisenzeit zu retten. Die Vierte Rot-

«vexordnungmußte wiederum auf dieser Bahn vorwärtsschreiten. So

wurden die Löhne und Gehälter gesenkt, in der allgemeinen Fürsorge
Sparmaßnahmen getroffen und in der Sozialversicherung, in erster
Linie in der Unfall- und Invalidenversicherung ein gewisser
Leistungsabbau vorgenommen, um Einnahmen und Ausgaben in

Einklang zu bringen. Aber der Lohnabbau läßt im übrigen das

Tarifrecht als solches, vor allem den Grundsatz der Unabdingbarkeit
und die Kollektividee unberührt, und in der Sozialversicherung sollen
die getroffenen Maßnahmen das- rissig gewordene Versicherungs-
gebäude um so fester zusammenfügen. So bekennt sich gerade die

Vierte Notverordnung ausdrücklich zum Gedanken des Arbeitsrechts
und der Sozialversicherung. Darüber hinaus aber bringt sie — und

darin unterscheidet sie sich von ihren drei Vorgängerinnen,aus deren

Rahmen sie auch Jsonststark herausfällt —- den breiten Volksschichten
auch etwas durchaus Positives, nämlich die Mietsenkung. Nur im

Zusammenhang mit der kühnen Tat der Mietsenkung und der Sen-

kung des ganzen Preisniveaus kann und darf der Lohnabbau ge-

sehen werden. Dieses ,,junctim« hat der Reichskanzler nach Erlaß
der Notverordnung mehrfach unterstrichen.

Sowohl für die Gestehungskosten unserer Volkswirtschaft wie

auch vor allem für die Kosten der Lebenshaltung der breiten Massen
spielt die Miethöhe eine sehr bedeutsame Rolle. Darum hat die

Notverordnung gerade hier den Hebel angesetzt. Die Grundlage für
eine solche Mietsenkung wurde geschaffen vor allem durch die Herab-
setzung des Zinsfußes; bei den Altbauten kommt daneben die Neu-

regelung der Hauszinssteuer in Betracht.

Freilich, beträchtliche Schwierigkeiten waren und sind zu über-

winden. Zunächst einmal liegen die Dinge bei Alt- und Neubauten

so verschieden,daß es —- so wünschenswert dies wäre —- nicht mög-
lich war, die Mietsenkung allgemein und gleichmäßig für alle in

Frage kommenden Mietverhältnisse vorzuschreiben, ohne wirtschaft-
liche Gesetzegröblichzu verletzen. Eine zahlenmäßigbestimmte Miet-

senkung konnte nur bei den Altbauten vorgenommen werden, in

denen auch die bisherige Miete im Anschluß an die Friedensmiete
gesetzlich festgelegt ist oder zum mindesten früher festgelegtwar. Die

in der Notverordnung für alle in Althäusern befindlichenWohnungen
Und Geschäftsräumevorgeschriebene Senkung der Miete um 10 v.H.
der Friedensmiete, d.h. im allgemeinen um etwa 8 v.H. der tat-

sächlichzuletzt gezahlten Miete, bedeutet immerhin eine fühlbare
Entlastung des Einzelhaushalts. Sie ist andererseits auch für die

Vermieter tragbar; denn die Senkung der Hauszinssteuer um 20 v. H»
die bereits durch die vorletzte Rotverordnung verfügt worden ist,
sollte den Ausgleich- darstellen für die Erhöhung des Zinsfußes der

Aufwertungshypothekenvon 5 auf 735 v.H. Nachdem nunmehr
dieser Zinsfuß auf 6 v.H. festgesetzt worden ist, kann wegen dieser
Entlastungeine Mietsenkung eintreten. Das ist um so ehermöglich,
als den Vermietern von Altwohnungen durch die allgemeine Zins-

ITembfetzungin den zahlreichen Fällen eine weitere Entlastung zu-

teil wtrd, in denen sie nach der Stabilisierung der Währung auf die
AltgrundstückeHypotheken aufgenommen haben. Auch die starke
Verbilligung der Reparaturs und Verwaltungskosten ist hier in-
Rechnung zu stellen.

Bei den Neubauwohnungenist eine unterschiedslose Herab-
setzung der Mieten auf der Grundlage der Friedensmiete nicht mög-
lich, weil der Mietzins gesetzlich nicht festgelegt ist. Die Miete
der Neubauwohnungen ist vielmehr durch die in den letzten Jahren
sehr verschiedeneHöhe der Baukosten und die gleichfalls sehr unter-
schiedliche Art der Finanzierung bedingt, wobei wiederum ent-

scheidend ist, ob eine billige Hauszinssteuerhypothek gegeben ist oder

nicht. Hier ist daher eine individuelle Lösung am Platze in der
Weise, daß die tatsächlicheEntlastung, die der Vermieter im Einzel-
fall durch die Zinsherabsetzung erfährt, von der Mietsenkung in

Abzug gebracht wirdz Zweifellos wird auf dieser Grundlage bei den

meisten Wohnungen eine erhebliche Mietsenkung erfolgen können,
die nicht selten über die Mietsenkung bei den Altwohnungen hinaus-
gehen wird. Andererseits sind leider auch Fälle nicht ausgeschlossen,
in denen eine Mietsenkung überhaupt nicht stattfinden kann, weil

z. B.- alle Hypotheken zu niedrigem Zinsfuß aufgenommen sind. In
diesen Fällen wird indessen die Miete von vornherein verhältnis-

mäßig niedrig sein. Soweit sich doch noch Härten ergeben, wird

auf anderem Wege eine Entlastung der Mieter dieser Wohnungen
zu suchen sein, soweit nicht die außerordentlicheKündigungsmöglichs
keit zum I. April 1932, über die gleich noch zu sprechen ist, schon
einen Ausweg schafft.

Alle Mietermäßigungen,die der Vermieter im Laufe des Jahres
1931 für eine bestimmte Wohnung hat eintreten lassen, werden auf
die gesetzlich vorgeschriebene Mietsenkung angerechnet, umsdem Ver-

mieter keine untragbaren Opfer zuzumuten.

Über die praktische Durchführung der Mietsenkung ist folgendes
zu sagen; Ein Antrag des Mieters ist nicht erforderlich. Der Ver-

mieter hat vielmehr von sich aus unverzüglich den Mietern die

neue Miethöhe mitzuteilen. Bei Altwohnungen dürften im all-

gemeinen keine Schwierigkeiten entstehen. Wo sich ausnahmsweise
Differenzen ergeben, werden sie vom Mieteinigungsamt entschieden. v

Bei den Reubauten ist die Feststellung der Mietsermäßigung nicht
ganz so einfach. Hier wird der Vermieter sich häufig selbst erst über
das Maß der Entlastung informieren müssen, die ihm durch die-
Zinssenkung zuteil wird.. Das wird nicht immer in wenigen Tagen
möglich sein. Die Ausführungsvorschriften sehen daher vor, daß bei

Neubauten der Vermieter sich mit einer vorläufigen Mitteilung über

die im Januar 1932 zu zahlende Miete begnügen kann, wenn die

Feststellung der endgültigen Mietsenkung Schwierigkeiten macht.
Der Mieter muß dann für Januar den in der vorläufigen Mit-

teilung angegebenen Mietzins zahlen, vorbehaltlich eines Ausgleichs
bei der endgültigen Feststellung. Diese endgültige Feststellung muß
der Vermieter bis zum 25. Januar 1932 dem Mieter mitteilen. Jn
allen Streitfällen entscheidet mit möglichsterBeschleunigung eine von

den Ländern zu bestimmende Stelle, in Preußen der Gemeinde-
vorstand. .
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Ergänzend tritt neben die Mietsenkung, wie bereits angedeutet,
ein einmaliges außerordentlichesKündigungsrecht des Mieters zum
Il. März 1932, das bis zum s. Januar 1952 ausgeübt werden kann.

In vielen Fällen haben Mieter in Zeiten günstigerer wirtschaft-
licher Lage bei dem herrschenden Wohnungsmangel Mietverpflichs
tungen übernommen, die auch bei einer beträchtlichen Senkung der

Mieten für sie auf die Dauer einfach untragbar sind. Hier soll das

Kündigungsrecht einen Ausweg eröffnen. Es ist nur in verhältnis-

mäßig wenigen Fällen ausgeschlossen, in denen es für den Vermieter

eine ganz besondere Härte bedeuten würde; hauptsächlichdanntq wenn

der Vermieter schon von sich aus eine Mietsenkung von 20 v.H.
zugestanden oder wenn er auf Wunsch des Mieters besonders kost-
spielige—bauliche Veränderungen vorgenommen hat.

Neben den eben geschilderten einschneidenden Maßnahmen auf
dem Gebiet des Mietrechts treten die übrigen Bestimmungen des

Kapitels «Wohnungswirtschaft« der Vierten Notverordnung an

praktischer Bedeutung erheblich zurück. Das gilt um so mehr, als

die darin verfügte Auflockerung der Wohnungszwangswirtschast
(Herausnahme aller teureren Wohnungen aus dem Reichsmieten- und «

dem Mieterschutzgesetz, Abbau des Wohnungsmangelgesetzes usw.)
vielfach nur einen Zustand reichsrechtlich sanktioniert, der von den

Ländern auf Grund ihrer Befugnisse tatsächlichschon verfügt worden

ist. Da, wo das Problem der Wohnungsnot noch akut ist, nämlich
bei den billigen Kleinwohnungen —- die freilich den Hauptteil des

ganzen thnungsbestandes ausmachen —, bleibt die Wohnungs-
zwangswirtschaft aufrechterhalten.

Für den Augenblick kommt es nun darauf an, daß die Miet-

senkung schnell und reibungslos durchgeführtwird. Das wird dann

möglich sein, wenn die Beteiligten den Grundsatz besonnener Ver-

ständigung in den Vordergrund stellen, um auftretenden Schwierig-
keiten die Spitze abzubrechen. Dann wird die Mietsenkung alsbald
eine Erleichterung für die- deutsche Wirtschaft und eine Entspannung
der sozialen Gegensätzeim Gefolge haben.

Die preußischeNoiverordmma
Von Ministerialrat Dr. Herbei-i Weichmann

Jn kurzem Abstande zu der Vierten Notverordnung der Reichs-

regierung zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen erließ auch
die preußischeStaatsregierung eine sehr einschneidende preußische
Notverordnung. Die sonst so gernerwartete fröhlicheWeihnachtszeit
wurde auf diese Weise eine schwere Notverordnungszeit, die anschei-
nend den Gabentisch nur mit Geschenken negativer Art zu bereichern

verstand. Des Staates Schicksal aber ist des Volkes Schicksal, und

geht man von diesem Gesichtspunkt aus, dann wird eine vorurteils-

lose prüfung erkennen lassen, daß auch die preußischeRotverords
nung entschiedene und hoffnungsvolle Ansätze zur Reorganisation
der staatlichen Finanzen und des staatlichen Apparates enthält, deren

Wirkungen letztlich zum Rutzen der Gesamtheit eintreten müssen.
Das ist die schwere finanzielle Not, die von der preußischen

Staatsregierung noch unmittelbar vor Abschluß der Legislatuv

periode, ganz im Gegensatz zu aller sonstigen Übung, ein rsasches
und verantwortliches Handeln erforderte: das voraussichtliche Defizit
für das kommende Haushalt-jahr 1932 beziffert sich trotz sparsamster
Wirtschaftsführungauf insgesamt 459 Millionen Markt Bei einem

Etat von 4 Milliarden Mark insgesamt ist das ein so gewaltiges
Loch, daß schleunigst zugegriffen werden mußte« Es gab keine Mög-

lichkeit, diesen Verlust vorzutragen. Löhne, Gehälter und die not-

wendigsten Sachausgaben müssen bezahlt werden oder der Staats-

bankrott tritt ein. Der Staatsbankrott bedeutet aber das Ende eines

geordneten Wirtschaftslebens überhaupt. Wie war nun dieser ge-

waltige Fehlbetrag zu decken?

Eine erste Hilfe leistete hierzu zunächst die Vierte Reichsnotvers

ordnung. Sie brachte dem Staat zwar durch ihre Gehaltssenkungen
auf der einen Seite erhebliche Steuerausfälle, auf der anderen Seite

aber auch eine Ersparnis von 100 Millionen Mark durch die Be-

"soldungskürzungen und einen Zufluß neuer Mittel in Höhe von

72 Millionen Mark durch die Erhöhung »der Umsatzsteuer. Auch nach

Abzug dieser 172 Millionen Mark von dem gesamten Fehlbetrag
von 459 Millionen Mark blieb aber immer noch ein Betrag von

267 Millionen Mark offen, für dessen Deckung Hilfe vom Reiche nicht

zu erwarten stand. So mußte noch einmal der Versuch unternommen

werden, im preußischenHaushalt selbst zu streichen, was irgendwie
zu streichen war.

s

Die neue preußische Uotverordnung verzichtete im Gegensatz

zu ihrer Vorgängerin vom September auf irgendwelche schematische
Abstriche. Die preußische Staatsregierung stellte vielmehr in den

Mittelpunkt ihrer Erwägungen den Gesichtspunkt, daß es jetzt ent-

scheidend darauf ankomme, den Staatsapparat im ganzen den ge--
waltigen Einschränkungen der deutschen Volkswirtschaft anzupassen.
Verringerung des Verwaltungsapparates ent-

sprechend dem verringerten Wirtschaftsvolumen war die Parole. So

bringt die neue Notveroridnung eine grundsätzlichentscheidende Wen-

dung der Verwaltungspolitik der Nachkriegszeit: nicht mehr Be-

hördenaufbauoder Behördenausbau entsprechendxder bisherigen Ver-

vielfachung der Staatsaufgaben in den Rachkriegsjahren, sondern

möglichstweitreichender Behördenabbau. So schmerzlich es auch sein

mag, wenn der Staat damit auf nutzbringende Tätigkeitsgebiete in
,

12

Zukunft verzichten muß,—sounabänderlich war doch diese Ent-

scheidung. «

.

Die einschneidendsten Reformen sind in sder landwirt-

schaftlichen Verwaltung vorgesehen. Die Tandeskulturs

verwaltung, deren Aufgabe bisher die Betreuung der Siedlung war,
fällt den Sparmaßnahmenvöllig zum Opfer. Die Aufgaben der
neun Landeskulturämter gehen auf die Regierungen über. Ebenso
werden sdie Tandeskulturbauämter, an der Zahl bisher 54, aufge-
hoben unter Überführung ihrer Aufgaben an bereits bestehende Be-

hörden. Die Zahl der Oberförstereien wird von 380 auf 340 herab-
gesetzt. Die Zuschüsse für die Gestütsverwaltung werden um mehr
als die Hälfte gesenkt, um nach einer Reihe von Jahren überhaupt
aufzuhören. Eine große Anzahl bisher nützlicher landwirtschaftlicher
Forschungsinstitute verfiel ebenfalls dem Rotstift. Leider mußten
auch über den Behördenabbau hinaus die Zuschüsse für die Sied-

lungstätigkeit erheblich gekürzt werden. An Stelle von 30 Mil-
lionen Mark können nur noch 7,7 Millionen Mark zur Verfügung
gestellt werden. Hier freilich, auf diesem zukunftsreichften Gebiete

produktiver Staatsfürsorge, hat sich die preußische Staatsregierung
zu einem ungewöhnlichen Schritte entschlossen, um einen Ausgleich
für die entfallenden Siedlungszuschüssezu schaffen. Die Notverords

nung sieht vor, daß 50000 ha Domänenland unentgelt-
lich zu Siedlungszwecken zur Verfügung gestellt
werden sollen. Damit steht zu hoffen, daß nicht nur der entfallende
Zuschuß für die Siedlung wettgemiacht, sondern daß darüber hinaus
sogar noch das Siedlungswerk entscheidend verbilligt wird.

In der Handels- und Gewerbeverwaltung
werden die bisher bestehenden Eichungsdirektionen aufgelöst und

auf die allgemeine Staatsverwaltung überführt. Die«Zahl der Ge-

werbeaufsichtsämterwird um neun Amter eingeschränkt. Das Fach-
schulwesen soll nach Möglichkeit reduziert werden. Auch hier mußte
aber noch über den Behördenabbau hinaus eine erhebliche Ver-

ringerung der bisher für das Gewerbe- und Handelsschulwesen ge-

stellten Zuschüsse vorgenommen werden. Der staatliche Zuschuß
wurde von 20 Mark auf 8 Mark pro Kopf gesenkt, was auf eine

Gesiamtkürzung von 6 Millionen Mark hinausläuft und sicherlich
von den schmerzlichsten Folgen für das bisher erfolgreich aufstre-
bende Gewerbe- und Handelsschulwesen sein wird.

Ganz besonders schmerzlich sind in der Offentlichkeit die Ein-

griffe in die Kulturverwaltung empfunden worden. Auch
hier konnte aber angesichts der finanziellen Notlage keine Schonung
obwalten. Die staatlichen Theater in Kassel und Wiesbaden sowie
das Schillertheater in Berlin werden in Zukunft nicht mehr erhalten
werden. Ebenso mußte eine Reihe von Kunstakademien geopfert
werden. Bei den pädagogischenAkademien, einer typisch modernen

Bildungseinrichtung des neuen Staates, gelang es wenigstens, das

Prinzip und noch etwas mehr zu retten. Von den jetzt bestehenden
«

-

15 Akademien bleiben sechs Akademien bestehen, die die Ausbildung
des künftig noch erforderlichen Lehrernachwuchses voll gewährleisten.

Dann aber nahm die neue Notverordnung hier eine wesentliche
Korrektur-der früher-enNotverordnung vor. Die frühere Notverords



Ver Heimatdieiifi«

nung hatte durch die Einschränkungdes Schulwesens einenLehrer-
-abbau zur Folge, der gerade die Iunglehrerschafteinem beinahe

hoffnungslosen Schicksal überantwortete. Die preußischeStaats-

regierung glaubte es nicht verantworten zu können, diese wertvollen
Kräfte der Verzweiflung auszusetzen. Sie nahm deshalb in der

neuen Rotverordnung eine Herabsetzung der Altersgrenzevom Cz.

auf das 62. Lebensjahr vor, die es ermöglichenwird, vvonden 7000

beschäftigungslofen Junglehrern wieder 4000

ihrer Berufstätigkeit zuzuführen.

Jn der Iustizverwaltung Und in der. inneren

V erw a ltu ng ist das Hauptgewicht auf die Verminderung der

Behördenstellen gelegt. In der Iustizverwaltung werden60 Amts-
gerichte aufgehoben. In der inneren Verwaltung-istder Minister
des Innern gesetzlichgebunden, dem Staatsministeriumunverzüglich
einen plan zur Verringerung der Landkreise vorzulegen.Die Ver-
ringerung muß bis zum Zo. September 1932 erfolgt sein. Im übrigen
herrscht hier der Gesichtspunkt, zu einem System zu kommen, bei
dem tunlichst die gesamte Staatsverwaltung·in
der Hand der Regierungspräsidenten vereinigt
wird, unter Preisgabe der für die Bevölkerung oft so unübersicht-
lichen Sonderverwaltungen.

«"Man wird allen diesen Maßnahmen vielfach den Vorwurf
machen, daß die unmittelbar eintretenden Ersparnisse nur gering sind.
Ein solcher Vorwurf wäre aber verfehlt. M a n muß t e e i n m a l

Politische Chronik

Der Baseler Bericht:
Das Gutachten des Baseler Sonderausschusses wird von allen

Mächtevertretern unterzeichnet (23. 12.). —- Das Gutachten zerfällt
in vier Kapitel, von denen das erste die deutsche Lage schildert,das
zweite die Ursachen, die zu dieser Lage geführthaben,das·dritte die

Maßregeln, die von der deutschen Regierungbisher ergriffen wor-

den sind. Im vierten Kapitel folgen die-Schlußfolgerungen. Es

wird gesagt, daß fich die Hoffnung, von der der youngplan aus-

gegangen war, daß sich nämlichder Welthandelweiter ausdehne,
nicht erfüllt habe. Das gerade Gegenteil sei eingetreten·Die tat-

sächlichen Lasten der deutschen Iahreszahlungenhatten sich infolge
des außerordentlichenSteigens des Goldpreises um 40 v. erhoht.
Um das wankende Vertrauen wieder herzustellen, empfiehlt der
Bericht die Anpassung aller zwischenstaatlichen Schulden an tdie
gegenwärtige zerrüttete Lage der Welt. —- über den Baseler Bericht
äußern sich in einer pressekon erenz Reichskanzler Dr.»B»rüning
und Reichsfinanzminister Dietri . Reichskanzler Dr. Bruniungbes
zeichnet es als unmöglich, Tribute zu bezahlen,wenn die ubrigen
Länder ihre schutzzöllnerischeHandelspolitik weiter aufrechterhielten.
Reichsfinanzminister Dietrich faßt das Baseler Ergebnis in den Satz
zusammen: Der youngplan ist überholt, denn er geht von Vor-

aussetzungen aus, die nicht eingetreten find (24. 12.).

Ausland:

Senator Borah erklärt, daß die Summe, die Frankreichvon

Deutschland erhalten habe, ebenso groß, wenn nicht größersei,·als

die Schäden,die es nach eigener Schätzung aus· dem Krieg erlitten

habe (24. 12.). —- Auf dem mandschurischenKriegsschauplatzkommt
es südöstlich von Chinchow zu neuen Kampfen zwischenjapanischen
und chinesischenTruppen. — Das Gesetz überdas Kriegsschuldenfeier-
fuhr wird von präsident Hoover unterzeichnetz nachdem das Hoover-
jahr voni Repräsentantenh

(23. .12.). — In der holländischenersten Kammer wird ein Gesetz-
entwurf über Kontingentierung der Einfuhr angenommen (22. 12.)-.
—- Vom ungarischen parlamentsausschußwird ein Transfermora-
torium mit Wirkung vom 23. Dezember ab angenommen (22. 12.).

·

«-— In einer Rede erklärt MinisterpräsidentLaval, daß Frankreich
den youngplan nicht zerreißen lasse (21. 12.).»-—In Berlin wird

ein deutsch-rumänischesZusatzprotokoll zum Handelsvertragunter-

zeichnet, das vom I. Januar ab in Kraft tritt. —- England lehnt
die von Deutschland gewünschteAussprache überdie neuen engli-

schen zöne ah. — Die ersten deutsch-französischenwirtschaft-ver-
handlungen werden in Berlin abgeschlossen(17. 12.)·.

—- Außens

minister zaleski hält im Senatsausschuß eine Rede, in der er den
Q

aus mit 517 gegen 100 Stimmen und-

vom Senat mit 69 gegen 12 Stimmen angenommen worden war»

auch mit der Rationalisierung des Verwaltungs-
a p p a r a te s a n f a n g e n

, wenn man überhaupt zu Ergebnissen
kommen wollte. Die neue Notverordnung stellt diesen Anfang dar.
Und das gibt ihr ihre wesentliche Prägung. Im übrigen bringen
aber auch die Maßnahmen eine Ersparnis von 100 Mil-
l i o n e n M a r k.

Der Haushaltsfehlbetrag ist freilich auch mit dieser Einsparung
noch nicht gedeckt. Es bleibt immer noch ein Defizit von m Init-

"

lionen Mark. Entscheidungen darüber, wie dieses Defizit gedeckt
werden soll, find noch nicht getroffen. Sicher ist aber, daß hierzu
kein anderer Weg übrigbleiben wird, als neue Einnahmen, das

heißt neue Steuern, zu schaffen. Weitere Sachabstriche und Be-

soldungskürzungensind einfach nicht mehr möglich. Der Weg über
die Rotenpresse muß nach der Leidenszeit der Inflation ein für
allemal ausgeschlossen werden. Das Reich vermag mit eigenen
Mitteln nicht mehr einzuspringen. So wird kein anderer Weg als
der der Schaffungneuer Einnahmen bleiben.

Die neue preußischeNotverordnung und die angedeuteten «Maß-
nahmen, die ihr folgen werden, sind ein neues hartes Opfer für die«
Bevölkerung. Sie find aber auch, und das darf nicht übersehen
werden, ein organischer Weg zur Lösung der Schwie-
rigkeiten. Es war eine schwere Entscheidung für die preußische
Staatsregierung, nahezu unmittelbar vor den Wahlen mit so harten
Maßnahmen vor ihre Wählerfchaftzu treten.

Vom -12. bis Tö. Dezember

nationalen Minderheiten mit Beschneidung des Beschwerderechts
droht (1»7.12.). — England richtet in der Tributfrage eine Rote an

Frankreich(17».«12.).—- Zum deutschen Vertreter in der Man-.
dschureisKommissionwird Exzellenz Schnee ernannt. —- Der chinesi-
sche StaatspräsidentChiang Kaisshek tritt zurück und stellt seine
sämtlichen Amter zur Verfügung (14. 12.). —- Der Schweizerische
Bundesrat beschließt die Kündigung des Handelsvertrages mit«
Deutschland zum 4. Februar (15. 12.). — In Südslawien kommt
es zur Schließung aller deutschen Bürgerschulen (12. 12.). —- Im
Danzigspolnischen Kriegsschiffstreit entscheidet der Haager Ge-
richtshof im Sinne Danzigs (1l. 12.).

"

Reich:

In der Weihnachtsbotschaft, die Reichskanzler Dr. Brüning
einem großen Rachrichtenbüro übermittelt, heißt es, daß Gerechtig-
keit und Gleichberechtigung für alle die Voraussetzung für die Ge-

sundung und den Frieden der Welt seien (25. 12.). —- Auf Vor-

schlag der Reichsregierung wird vom Reichspräfidenten eine neue

Notverordnung erlassen, die eine Reihe von Bestimmungen gesetzes-
technischer Natur enthält (23. 12.). —- In der ersten Hälfte des

Dezember hat sich die Zahl der Arbeitslosen um 290 000 auf rund
5 549 000 erhöht. —- Deutschland wird auf der Abrüstungskonferenz
durch Reichskanzler Dr. Brüning und Reichswehrminifter Dr. Groener
vertreten sein. Bei Abwesenheit der Kabinettsmitglieder wird Bot-v

schafter Dr. Nadolny die deutsche Delegation führen. —- Die Ein-

berufung des Reichstags wird im Ältestenrat des Reichstags erneut

abgelehnt (16. 12.). —- Die deutsche Ausfuhr ist im November um

fast 130 Mill. RM. gegenüber dem Vormonat zurückgegangen.—-

Reichswehrminister Dr. Groener weist in einem Interview mit
einem amerikanischen Iournalisten die Legende von deutschen Ge-
heimrüstungen zurück. -- Geheimrat von Borsig tritt vom Vorsitz
der Vereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände zurück.

Länder:

Zur Sicherung des Haushalts und zur Vereinheitlichung der
öffentlichen Verwaltung erläßt die preußischeRegierung eine Not-
verordnung (22.«12.). —- Die OstpreußischeLandwirtschaftskammer
wird von der preußischenStaatsregierung aufgelöst’(22. 12.). —.

Im Einvernehmen mit der baYerischen Regierung ernennt Reichs-
»kommisfar Dr. Goerdeler Dr. Zahn zum Preiskommissiar für
Bayern. —— Der Mißtrauensantraggegen Finanzniinister Klepper
wird mit 217 gegen 177 Stimmen im Preußischen Landtag ab-
gelehnt. —- Das Volksbegehren für die Auflösung des Sächsischen
Landtags ist erfolgreich (15. 12.). ·

IZ
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- Ein JahreskalenderiiirMütterund Kinderkreunde

Prächtige Aufnahmen aus dem Kinder- und Familienleben.
—- Ein Führer durch Mutter- und Kinderland. —- Nicht
nur ein Kalender-, sondern ein umfassendes Nachschlage-
work über alle Fragen zum Thema »Mutter und Kind«.

Herausgegeben im 5. Jahrgange von Adele schneidet-.

Preis nur 3.- BDL
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»
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Dr. Fritz Wertheimer o Von deutschen
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Darstellung des Deutsehtunis in Politik und Parlamenten des Auslande-z se·

wie der politiseh-pe,rlanientarischen Lage der Parteien-

Dk. llugo Grothe o Die Deutschen in fcihersiee
Eine sitt-se ihres Werden-, ihrer Verbreitung and knlturellen Arbeit-«

1932, M selten, 19 mehr-farbige Karten, geb. Ell 12.—, sei-. Bill 10.—

Wertvolle Fing-erweise ihr eine nationele Arbeit im Auslendsdeutsehtum

0hekkegienungsrut Dr. Wilhelm Zieglek
Geschichte der Nationalveksmntnlung 1919

(l)e-s Werk von Weimar-) Erscheint Januar 1932 (Vorbestellprels hie
lö. Janus-r 1982 ZU 12.—-)

Weltpolitische Bächerei

vermittelt Kenntnis-e nnd Erkenntnisse der Weltpolltik und der

Weltirlrtschakt. Ansehanllelh wissenschaftlich aktuell, billigt
Bis jetzt 25 Bande zum Preise von RM 1.60 bis M 3.--

Verlangen sie sondernrospekte der »Weltpolitjselien Bücherei«
oder den Verlusten-leg kostenlos.

zwecks-ins e.m.b.u., nun-wen ratsam-m- sther
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Der Heimatdtenst

Soeben erachtet-It-

Die längst källige Geschichte der Deutschen in Uberseel

III-. III-. et III-II. III-to Cis-othe-
Leiter des Instituts filr Auslandskunde, Grenz- und Auslandsdeutsehtuin in Leipzig

ic pcatsmcu its lchrscc
-

7 Eine Slcizzeihres Werdens, ihrer Verbreitung und lculturellen Arbeit

In Verbindung mit dem Verein für das Deutschtum irn Ausland

320 seiten s: Ärlersbeilegemit 48 mehr-farbigen Kartensleizzen

Preis ord. geheftet Rin. M,-- e Geb. in Heil-lenken Em. Iz-—

Gut 12 Millionen, also die doppelte Bevölkerung des Landes Sachsen, zählen die Uberseedeutschen, die in den ver-

schiedensten Teilen der Welt von deutscher Sprache und deutschen Leistungen zeugen. Dies überwiegend in geschlossenen
siedlungsfeldern wie in Brasilien, Chile, Paraguay, südafrika oder in s arken Handels· und Gewerbekolonien wie in

Ostasien, in Niederlandisehslndien und an anderen stellen. Oder die heisses-Deutschen sind über das ganze Land
infolge einer seit Jahrhunderten sieh abspielenden Einwanderung in allen denkbaren Berufen verbreitet wie in den Ver--
einigten staaten von Amerika.

»

Es gab bisher keine zusammenfassende und ausführlichen Darstellung, die uns über Geschichte, Entwicklung,Verbreitung,
kulturelle und wirtschaftliche Bedeutung des deutschen Elements in Ubersee unterrichtete. ln diese Lücke tritt das

eben vom Zentralverla , Berlin, herausgegebene stattliche Werk von Hugo til-othe, »Die Deutschen in Ubersee.«

seit der vom Verfasser a der Internationalen Buchgewerbeausstellung in Leipzig aufgebauten sonderausstellung
,,Deutsche Geisteskultur und Deutschtum im Auslande« hat dieser mühsam reiche Materialien zum Wesen und schaffen

des Auslandsdeutschtums gesammelt und durcharbeitet. Aus seiner Feder liegt bereits eine Anzahl von anerkannt lehr-

reichen studien vor, die er im Auftrage des Vereins für das Deutschtum im Auslande veröffentlichte. Auch das vor-

liegende, sorgsam und mit tiefer Liebe für den stoff geschriebene Buch erscheint mit Unteistützungdes Vereins das

Deutschtum im Auslande und wird jedem, den vaterländische oder praktische lnteressen zum Einblick in Entstehung
und Wirken der Uberseedeutschen leiten, eine wichtige und unentbehrliche Fundgrube des Wissens sein.

v

Was die Benutzung dieses Werkes wesentlich fördert, ist die Beigabe eines Atlas, dessen 48 mehr-farbige Kartenskizzen

ein anschauliches Bild über Wanderungswege, die sitze und starke des Uberseedeutschtums geben.

FA-

Dieses wertvolle Buch braucht jeder, der sich für die Geschichte der deutschen Nation

»
und des deutschen Volkstums interzssiert ln keiner Bibliothek darf dieses Buch fehlen,
weil es wertvolle Fingerzeige für eine nationale Arbeit im Auslandsdeutschtuni
gibt, dazu eine aus der reichhaltigen Literatur begründeteUmsicht über die wirtschaft-

lichen und klimatischen Verhältnisse der siedlungsgcbiete in Ilb e«rseeländern, aus der

zu erkennen ist, wohin der deutsche Auswandererstrom in Zukunft geleitet werden soll.

Zu beziehen durch jede Buchhandlung-Oder direkt-

reatrinversae o. ai o. ts., nenn- w35, potsaatacr Urasc- 41
Fernsprecherz B 1 Kurfiirst Nr. 28 81 . Postscheckkonto: Berlin Nr.."78995·

Heimatdienst - Abend-erneut
«

- billiger
D« Z itschrikt ,,llei1natdienst« herausgegeben von der ei e s z e n tr a l e

f derå e i In a t di e n s t, erschdintvornl l. Januar 1932 ab nn gleichen Umfangs
zweimal monatlich zun- verbilligten Bezug-preis von

III S-sc lässt-lieh
bei Lieferung unter Kreuzband M LLO Fern-L M Z.2s hell-jährlich (zazügl.

lul 0.60 Portospesen bei Lieferng unter Dicken-hauch-

slnzelprets der seltsamsten-dich 30 Pis-

Ilelstliaien
der Ieicht-entrei- klit- Heimat-lenkt

anglo-er Folge erscheinenden Nummern ab I. Jan. 1932

ZU 2.00 Jähkllclh Einzelpreis je nach Umfang.
.

«

Wir ver-enden Prof-wqu kostenlosnnd luka

die Freunde unserer Zeit-ehrt r ur- zfnzvhg »o»

Adresse-t- obt-s Interessenten ,,Eemmtdienstee"

-l)ie Einbandtlecke
Mk den Jahrg-ang- 1931

In IIalbleinen undtiloldprägung
Zum Preise von 2.-— RM, zuzüglichPorto,

falls sie nicht den stabselbsthinder zum Preise

von 4.—RM vorziehen, wodurch sie die Einbands

kosten sparen und das wertvolle Material in Ihre

Bibliothelc laufend als Buch einordnen können.

Zentralverlag, G. in. b. »li-,BerlInNW 35

Bezug-preis der in M

isl
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streng vertraulich ohne Anzehlung gegen
c Nobels Ziel und monorliche Roten

Erste Kote 1 Nonel nach Lieb-sung
Jedes seh wird noch getroffener wohl für

jeden Kunden besonders endete-fiel
Hindert-vornen Were führen wir nicht
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Politische Aufklärung des

deutschen Volkes tut notl
Aufklärung aber setzt voraus: redliche Vermittlung des stoffes,
um den es sich handelt, und leidenschaftslose, durchaus sach-

liche Darlegung aller Ursachen und Beziehungen. die für die

bestehenden Zustände ausschlaggebend sind.
klärung leistet der

solche Auf-.

,,l-lElMATD,lENsT-·
Werden sie!

.

»

uns Adressen von lnteressenten aus

Ihrem Bekanntenkreise.
f

schreiben sie

Helfen sie-l

Hier ausschneidenl -------------------

-.-
----- —-

lch empfehle lhnen, an folgende Adressen den ,,l-leimat-
dienst« kostenlos zur Probe zu senden:

Dieser Ausschnitt ist in einem Umschlage zu senden an

Zentralrarlagllnll
Berlin Wss

Is Potsdamer stralle 4l.

WELTPOUTlscHE
—BU(HEREL

pas tägliche Weltgeschehen
ln der wlssenschahllchen und

geopolltischen Erkenntnis-

Bd. 17. G. Menz, china,. 88 seiten, 7 Karten.
«

Halbl. 2."7o RM.

Bd. 24. Hans Kahn, Orient und Okzident,
95 seiten, 14 Zeichnungen. 3.-— RM.

Bd. 3. O. Mau11, Politische Grenzen, 104 seiten,
12 Karten.

zu · dein shrlilstungssprohlern
Bd. r. A. Grabowsky, staat und Raum,

’

112 seiten, 2 Tabellen. Halbl. 2.7o RM.

K. Haushoter, Geopolitik der Pan-

1deen, 95 seiten, 11 Zeichnungen.
2.7o

Bd. 11.« W. Vogel, Die Entstehung des modernen
Weltstaatensystems, 101 seiten,
12 Karten. Halbl. 2.70 RM.

zu den deutsch-französischen
Wirischallsuerhandlungen —

Bd. 7. W. Pahl, Der Kampf um die Rohstokfe,

Halbl. 2.70 RM

Bd. 21.

73 seiten, 16 Zeichnungen. Halbl.

2.ro
.

Bd. 9. M. Eckert, Meer und Weltwirts« chait,
so Seiten, 19 Karten. Halbl. 2.1o RM.

Bd. 2o. Henning, Weltluitverkehr und Welt-

1uitpolitik, 68 Seiten, 8 Karten. Halbl.

2.1o RM.

zur kreiheitsbewegun in lndien
Bd. 14. H. v. Glasenapp, Britischslndien und

ceylon, 88 seiten, ro Karten.

2.70 RM.

zum Mnclerheitenddroblesn
Bd. 22. 0. Junghann, Die- nationale Minder-

heit, 76 seiten, 3 Zeichnung-ed 2.1o RM.

Bd. 8. E. Macha"tscheck, Die Tschechosiowa-

kei, 80 seiten, 5 Karten. Halbl. 2.ro RM.
«

Bd. 21. K. Haushoier, Geopolitik der Pan-

1deen, 95 seiten, 11 Zeichnungen.
2.7o RM-.

Und so weiter alle ahluellen Probleme

Preise um 1()·Vo herabgesetztl .

ln allen anderen ssndenl
des einzige, billige Ilechschlagewerlc
zur sachlichen Orientierung til-er die

Grundlage alles Menge-Gehem-
1llustrierter Sonderprospelrt kostenlos

—

zentralsverlag ci.sn.ls.lsl. o serlin Ilss

Verentwortltch fli- den redaktionellen Teil emäß Pressegefetz- Ro bert Breuer, Bettlnswilmersdorf.— Flit den Anzelgenteil.: Hugo W eiß e, Berlin-Neutölln.

Alleinlge Anzeigenannahmn Zentralvetlag «.
m. b. H» Berlin W Zö, Potsdamer Straße U. Fernka B i Rurfürst 2881. Offsetdkuck- -w."B üxen st e in, Berlin Sw Se«

Unfchrtft der Ueichezentralc für Heimatdtenft, Berlin Sw U, prinksulbrechtkstrafke Z.
«

»

395

Halbl.
"


